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Einführung 

Diese Handlungshilfe unterstützt die Anwendung und praktische Umsetzung der 
Leistungsform des Persönlichen Budgets. Sie ist gedacht für Sachbearbeiter und 
Entscheidungsträger der Träger der gesetzlichen Unfallversicherung. 

Sie dient der Sicherung einer einheitlichen Anwendung des Persönlichen Budgets in 
der gesetzlichen UV und der Umsetzung des gesetzgeberischen Willens. 

Diese Handlungshilfe wird fortgeschrieben. Sie stellt zunächst nur ein Grundgerüst 
dar, das entsprechend der zu erwartenden Rechtsprechung und der jeweils zu 
beteiligenden Fach- und Entscheidungsgremien der Deutschen Gesetzlichen 
Unfallversicherung (DGUV) ergänzt und angepasst wird. 

1. Grundsätze 

Das Persönliche Budget ist keine neue Leistung, sondern eine andere Form der 
Leistungsausführung. Ein Persönliches Budget darf nicht für Leistungen verwandt 
werden, auf die sonst kein Anspruch besteht. Dem Berechtigten1 wird die Leistung in 
Form eines Geldbetrages zur Verfügung gestellt, über den er weitgehend selbst 
bestimmen kann. Das Persönliche Budget wird nur auf Antrag erbracht. 

Mit dem Persönlichen Budget sollen vor allem Selbstbestimmung und Teilhabe der 
Leistungsberechtigten gefördert werden. Die Erfahrung mit dem Reha-Management 
zeigt, dass der Rehabilitationsprozess in vielen Fällen durch mehr 
Eigenverantwortung und Selbstbestimmung positiv beeinflusst wird. Die Form der 
Leistungserbringung als Persönliches Budget dient damit insbesondere der Stärkung 
und Wirksamkeit des Rehabilitationsprozesses. 

Die Leistungsform des Persönlichen Budgets ändert nichts an den bekannten 
Verfahren der Heilverfahrenssteuerung, Rehabilitations- und Teilhabeplanung. Sach- 
bzw. Dienstleistungen werden durch einen Geldbetrag ersetzt. Dies ist grundsätzlich 
bei allen Sach- und Dienstleistungen mit Ausnahme der medizinischen 
Akutbehandlung möglich. 

1.1 Rahmenbedingungen 

Der Einsatz des Persönlichen Budgets erfordert pro-aktives Handeln, insbesondere 

• pragmatisches Vorgehen  

• Engagement und Kreativität 

• gegenseitiges Vertrauen 

• Kommunikation auf Augenhöhe 

• Mut zum sinnvollen Einsatz 

• i.d.R. einen persönlichen oder zumindest telefonischen Kontakt zur 
Feststellung der individuellen Geeignetheit 

• Impuls für die erforderliche Antragsstellung 

                                                 
1 Im Folgenden wird aus Gründen der Lesbarkeit auf die weibliche Form verzichtet. 
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• einen zunächst erhöhten Arbeitseinsatz zur individuellen 
Bedarfsfeststellung und vertraglichen Gestaltung 

• die Rückendeckung der Entscheidungsträger der Verwaltung 

Die umfassende, intensive und versichertennahe Begleitung und Betreuung durch 
die Fachberater für Rehabilitation (Berufshelfer) oder Rehabilitationsmanager erweist 
sich damit für die gesetzliche UV als großer Vorteil. Kein anderer Reha-Träger 
verfügt über diese engen und oft dauerhaften Kontakte zu seinen Versicherten. Die 
genaue Kenntnis der persönlichen Situation, der Verletzung/Erkrankung, des 
häuslichen Umfelds, der individuellen Fähigkeiten und Ressourcen bietet ideale 
Möglichkeiten, über Vor- und Nachteile eines Persönlichen Budgets zu beraten, 
Anträge zu initiieren und den Budgetrahmen zu gestalten.  

1.2 Komplexes Persönliches Budget  

Sind Leistungen mehrerer Rehabilitationsträger in das Persönliche Budget 
einzubeziehen, wird es als trägerübergreifendes Persönliches Budget erbracht. 
Sofern neben den unfallbedingten Leistungen parallel Leistungen anderer Träger 
zustehen, kann dies auch für den Unfallversicherungsträger in Betracht kommen. 

Der Grundsatz „alles aus einer Hand“ ermöglicht aber zumeist die Erbringung 
komplexer Persönlicher Budgets als alleiniger Reha-Träger.  

1.3 Pro Persönliches Budget 

Durch eine einvernehmliche Zielfindung und die beidseitig akzeptierte 
Leistungsgestaltung bietet das Persönliche Budget sowohl für die Versicherten als 
auch für die Verwaltung Vorteile. Es entfallen z.T. regelmäßige Routinetätigkeiten, 
z.B. wiederkehrende Abrechnungen bei Fahrtkosten oder Haushaltshilfe. Deshalb 
soll jede Gelegenheit genutzt werden, um über die Leistungsform des Persönlichen 
Budgets zu informieren.  

2. Budgetfeststellungsverfahren 

Bevor über ein Budget entschieden werden kann, müssen selbstverständlich 
Beratung und Bedarfsfeststellung sowie das Festsetzen von Zielen für die Reha-, 
Teilhabe- oder Pflegeplanung sowie die Feststellung der erforderlichen Leistungen 
erfolgt sein.  

Zunächst sollte gemeinsam mit dem Leistungsberechtigten ermittelt werden, ob das 
Erbringen von Leistungen als Persönliches Budget im Einzelfall sinnvoll ist oder ob 
diese Form der Leistungserbringung evtl. sogar Nachteile für ihn birgt. Auch bei 
grundsätzlich vorliegender Budgetfähigkeit kann z.B. für nur kurz andauernde 
Leistungen ein Budget eventuell nicht sinnvoll sein, wenn sich der Aufwand für die in 
der Budgetverordnung vorgeschriebene Zielvereinbarungen und Qualitätssiche-
rungsmaßnahmen als unverhältnismäßig hoch gegenüber dem Nutzen für den 
Leistungsberechtigten darstellt. 

2.1 Ausgangspunkt Beratung 

Ein Persönliches Budget wird immer nur auf Antrag erbracht. Dies bedeutet auch, 
dass niemand gezwungen werden kann, Leistung(en) in Form eines Persönlichen 

Vorteile 
gesetzliche UV 
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Entbürokrati-
sierung 
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Budgets in Anspruch zu nehmen. Die Antragsstellung kann formlos erfolgen. Bei 
mündlicher Antragsstellung empfiehlt sich ein entsprechender Vermerk. 

Der Impuls für einen entsprechenden Antrag soll vom UV-Träger ausgehen. Die UV-
Träger haben im Rahmen einer umfassenden Beratung und Betreuung der 
Versicherten die Verpflichtung, das Persönliche Budget aktiv einzubeziehen.  

In der Praxis wird ein Antrag auf ein Persönliches Budget sehr häufig aus der 
Kommunikation des UV-Trägers mit dem Berechtigten (z.B. im Rahmen des Reha-
Managements) resultieren. 

2.2 Festlegen konkreter Budgetziele 

Bei der Festlegung und Vereinbarung von Zielen wird allgemein erwartet, dass diese 
„SMART“ sein sollen. Für Persönliche Budgets fordert dies z.B. auch die vorläufige 
Handlungsempfehlung der BAR. SMART bedeutet: 

 S = spezifisch  

 M = messbar 

 A = anspruchsvoll 

 R = realistisch 

 T = terminiert 

In diesem Zusammenhang kann es sinnvoll sein, nicht nur das Gesamtziel der 
Leistung, sondern ggf. auch Zwischenziele zu benennen. Eine konkrete Aussage 
über die Ziele muss die Art der zu budgetierenden Teilhabeleistungen 
berücksichtigen. 

Beispiele für Budgetziele ... 

 ... bei Leistungen zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft 

Die Besonderheit bei Leistungen zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft ist, 
dass keine „Steuerungsinteressen“ des Kostenträgers im engeren Sinne 
bestehen. Der Leistungsberechtigte soll seine individuellen Interessen 
selbstbestimmt als Ziele formulieren.  

− Erhöhung persönlicher Kontakte zur gesellschaftlich-sozialen Integration (z.B. 
über Ehrenamt, Verein, Kirchenkreis, VHS) auf eine bestimmte Anzahl (z.B. 
in Stunden pro Woche). 

− Beschäftigung ohne wirtschaftliche Zielsetzung (z.B. wenn Eingliederung auf 
den allgemeinen Arbeitsmarkt nicht mehr möglich ist) in einem bestimmten 
Umfang (Stunden pro Tag, Tage pro Woche) 

 
 ... bei Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 

− Erlangung einer bestimmten beruflichen Qualifikation (Teilziele: 
Leistungsnachweise, Zwischenprüfungen, Beurteilungen) 

− erfolgreiche Teilnahme an Weiterbildungsmaßnahmen innerhalb eines 
bestimmten Zeitraumes 

− selbständige Existenz: Akquisition eines bestimmten Kundenstamms 
innerhalb einer bestimmten Zeit 

pro-aktives 
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persönliche 
Beratung 

S-M-A-R-T 
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 ... bei Leistungen zur medizinischen Rehabilitation 

− Verlängerung der ohne Unterstützung zu Fuß zu erreichenden Wegstrecke 

− selbständiger Transfer zwischen Rollstuhl und Bett 

− Zunahme des Bewegungsausmaßes des linken Kniegelenkes in einem 
bestimmten Maß im Vergleich zur Gegenseite 

2.3 Zielvereinbarung  

Ein wichtiger Bestandteil des Budgetfeststellungsverfahrens bildet die mit dem 
Leistungsberechtigten zu treffende Zielvereinbarung. Der Abschluss einer 
Zielvereinbarung ist Voraussetzung für die Bewilligung einer Leistung in Form eines 
Persönlichen Budgets. Nach § 4 BudgetV enthält die Zielvereinbarung mindestens 
Regelungen über die Ausrichtung der individuellen Förder- und Leistungsziele, die 
Erforderlichkeit eines Nachweises für die Deckung des festgestellten individuellen 
Bedarfs sowie die Qualitätssicherung.  

Die Zielvereinbarung muss sowohl für den Unfallversicherungsträger als auch für 
den Leistungsberechtigten klar beschreiben, wofür das Persönliche Budget erbracht 
wird, welchem Rehabilitations-/Teilhabe-Ziel es dienen soll, welche Leistungen es 
umfasst, für welchen Zeitraum es erbracht wird, in welchem Rhythmus die Zahlung 
erfolgt, wie und ob ein Nachweis über die eingekauften Leistungen zu erfolgen hat 
und in welcher Form die Qualitätssicherung erfolgen soll. Im öffentlich-rechtlichen 
Vertrag, der die Zielvereinbarung darstellt bzw. beinhaltet, empfiehlt es sich, 
folgende Bereiche zu regeln. 

− Teilhabeziel (übergeordnet) 

− Budgetzweck (konkret) 

− Höhe der Zahlung 

− Budgetzeitraum (ggf. Regelung über automatische Verlängerung) 

− Zahlungsmodus 

− Nachweis und Qualitätssicherung 

− Modalitäten einer Rückzahlung  

− Kündigungsfristen 

− Möglichkeit und Voraussetzungen einer Anpassung 

Ein Beispiel für eine Zielvereinbarung ist auch auf der Homepage der 
„Interessenvertretung Selbstbestimmt Leben in Deutschland e.V.“ unter  
www.isl-ev.de/category/schwerpunkte/forum-personliches-budget zu finden.  

2.4 Leistungen, die als Persönliches Budget erbracht werden können 

Als Persönliches Budget können grundsätzlich alle Leistungen zur Teilhabe, sowie 
auch Pflegeleistungen der UV in Anspruch genommen werden. Dies schließt 
ergänzende Leistungen, für die sonst ein Anspruch auf Kostenerstattung bestanden 
hätte (Reisekosten, Haushaltshilfe, Kinderbetreuungskosten, Hilfsmittel, 
Energiemehrkosten) ein.  

Um eine möglichst frühzeitige Wiedereingliederung aus medizinischer Sicht zu 
ermöglichen, bedarf es einer optimalen Steuerung des Heilverfahrens. Es wird daher 

Beispiele 
Budgetziele 
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in der Regel nicht sinnvoll sein, die Leistungen der medizinischen Rehabilitation zu 
budgetieren. Dies gilt grundsätzlich auch für die Berufsgenossenschaftliche 
Stationäre Weiterbehandlung (BGSW) oder die Erweiterte Ambulante Physiotherapie 
(EAP) sowie die Komplexe Stationäre Rehabilitation (KSR). 

Ausgeschlossene Leistungen für ein Persönliches Budget sind insbesondere: 

− Leistungen der medizinischen Akutversorgung2 und 
− rezeptpflichtige Medikamente. 

Beim Verletzten- und Übergangsgeld handelt es sich bereits um Geldleistungen, 
über die der Versicherte frei verfügen kann. Sie bedürfen daher nicht der 
Umwandlung. Auch das Ziel der Stärkung der Selbstbestimmung und der 
Teilhabemöglichkeiten wird durch die Auszahlung dieser Geldleistungen in Form 
eines Persönlichen Budgets nicht gefördert.  

Ein Persönliches Budget kann sich auf eine einzelne Leistung beschränken (z.B. 
Fahrtkosten) oder aber mehrere Leistungen zusammenfassen (z.B. Fahrtkosten, 
Lernmittel, Kinderbetreuungskosten). Eine Übersicht mit Hinweisen zur 
Budgetierbarkeit einzelner Leistungen findet sich in der Tabelle im Kapitel 7. 

Persönliche Budgets, die mehrere Leistungen unterschiedlicher Leistungsbereiche 
umfassen, sind ihrer Art nach komplexe Persönliche Budgets. Da die 
Unfallversicherung grundsätzlich sämtliche Leistungen „aus einer Hand“ erbringt, 
sind derartige Budgetformen inhaltlich mit dem trägerübergreifenden Persönlichen 
Budget, das von mehreren Trägern gewährt wird, vergleichbar.  

2.5 Zeitrahmen des Persönlichen Budgets 

Persönliche Budgets können für einmalige und für laufende Leistungen gewährt 
werden. Einmalige Persönliche Budgets werden zeitpunktbezogen erbracht und 
abgewickelt. Für laufende Leistungsansprüche haben sich in der Praxis 
Budgetlaufzeiten von maximal zwölf Monaten bewährt. 

2.6 Höhe des Persönlichen Budgets  

Das Persönliche Budget ist so zu bemessen, dass es den individuell festgestellten 
Bedarf vollständig deckt. Dabei sollen durch die Ausführung der Leistung als 
Persönliches Budget keine höheren Kosten entstehen, als durch die 
Leistungserbringung der Dienst- oder Sachleistung in herkömmlicher Form (§ 17 
Abs. 3 S. 4 SGB IX).  

Die Festsetzung der Budgethöhe erfordert eine Kalkulation der voraussichtlichen 
Aufwendungen aller individuell zu erbringenden Leistungen, die in das Persönliche 
Budget einbezogen werden sollen. Dies erfolgt z.B. auf der Grundlage der bisherigen 
Leistungsfestsetzung, nach den einschlägigen Gebührenregelungen bzw. den 
ortsüblichen Preisen, nach Erfahrungswerten und ggf. unter Berücksichtigung der 
Angebote im Hilfsmittelpool. Es können auch vergleichbare Fälle für die Kalkulation 
herangezogen werden.  

Bei Persönlichen Budgets, die als Arbeitgebermodell ausgeführt werden (Pflege, 
Arbeitsassistenz), in denen der Leistungsberechtigte also selbst als Arbeitgeber die 

                                                 
2 vgl. auch § 26 Abs. 1 S. 2, 2. HS SGB VII (Umkehrschluss) 
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Pflege- oder Assistenzkräfte einstellt, sind die notwendigen Mittel für die Hilfe bei der 
Lohnbuchhaltung sowie für das Abführen der Sozialversicherungsbeiträge und der 
Lohnsteuer in die Bedarfsplanung einzubeziehen.  

In Einzelfällen kann ein erhöhter Bedarf an Beratung und Unterstützung bei der 
Beantragung, der Zielvereinbarung und für die Inanspruchnahme des Persönlichen 
Budgets bestehen. Mit den Aspekten des Bedarfs für Budgetassistenz befasst sich 
das Kapitel 8. 

Grundsätzlich bedarf das Persönliche Budget keiner Überprüfung und damit der 
Anpassung der Budgethöhe.  

Im Ausnahmefall kann eine Budgetanpassung erfolgen, 

 bei einer Änderung in den Verhältnissen, die für die Bedarfsfeststellung der 
Teilhabe-/ Pflegeleistungen maßgebend waren (z.B. bei Pflegeleistungen, 
sobald sich der Budgetnehmer über einen längeren zusammenhängenden 
Zeitraum in einer stationären Behandlung befindet. Es empfiehlt sich deshalb, 
einen solchen Fall bereits im Bescheid oder im öffentlich-rechtlichen Vertrag 
zu regeln). 

 bei einer wesentlichen Änderung in den Verhältnissen, die für die 
Festsetzung der Budgethöhe selbst maßgebend waren 
(Kalkulationsgrundlagen). 

 wenn nachgewiesen ist, dass der Bedarf nicht ausreichend gedeckt ist. 

Da im Bedarfsfeststellungsverfahren die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit beachtet werden, ist es unwahrscheinlich, dass Budgetbeträge in 
erheblichem Umfang übrig bleiben.  

Bedarfsschwankungen im Bewilligungszeitraum sind ausreichend zu berück-
sichtigen, so dass notwendige Nachverhandlungen /Neufestsetzungen nur im 
Ausnahmefall erforderlich werden.  

2.7 Zahlungsmodalitäten 

Um sicher zu stellen, dass Budgetnehmer nicht in Vorleistung treten müssen, ist das 
Persönliche Budget im Voraus zu zahlen.  

Der Zahlungsrhythmus wird sich nach der Art der Leistungen, der Höhe und der 
Fälligkeit der Zahlungen richten. Auch kann der Zahlungsrhythmus an das Vorliegen 
der verabredeten Nachweise oder die Form der Qualitätssicherung gekoppelt 
werden. Dies ist dann in der Zielvereinbarung festzulegen. Bei vergleichsweise 
kleinen Beträgen, einmaligen Leistungen oder kurzen Laufzeiten kann das 
Persönliche Budget für den gesamten Zeitraum oder nach einem individuellen 
Zahlungsrhythmus (z.B. viertel-, halbjährlich) im Voraus überwiesen werden. Für 
Persönliche Budgets mit einem hohen Budgetbetrag, mehreren Teilleistungen und 
einer langen Laufzeit (z.B. bei komplexen Persönlichen Budgets für 
Schwerstverletzte) ist in der Regel eine monatliche Vorauszahlung sinnvoll.  

2.8 Qualitätssicherung und Nachweis 

Kauft der Leistungsberechtigte mit seinem Persönlichen Budget selbst die zum 
Erreichen seiner Teilhabeziele benötigten Dienst- und Sachleistungen ein, hat der 
Leistungsträger keinen direkten Einfluss auf die Struktur- und Prozessqualität der 
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Leistungen. Mittelbar kann hierauf jedoch durch die Verpflichtung zur Nutzung 
bestimmter Berufsgruppen (Fachkraftvorbehalt oder Fachleistungsquote) oder 
Einrichtungen Einfluss genommen werden. Darüber hinaus beschränkt sich die 
Qualitätssicherung im Rahmen des Persönlichen Budgets im Regelfall auf eine 
nachträgliche Bewertung der Qualität der Leistungen (Ergebnisqualität), die als Ziel 
in der Zielvereinbarung festgeschrieben werden kann. 

Verwendungsnachweise dürfen in der Zielvereinbarung nur insoweit festgelegt 
werden, als diese erforderlich sind, um die zweckentsprechende Mittelverwendung 
sicherzustellen. In der Regel ist auf die Vorlage von Verwendungsnachweisen zu 
verzichten. 

Möglichkeiten zum Nachweis der zweckentsprechenden Verwendung der Mittel 
ergeben sich unter den Aspekten „Messbarkeit“ und „Terminierung“, z.B.: 

− Vorlage von Zeugnissen, Beurteilungen oder Teilnahmebescheinigungen zu 
einem bestimmten Zeitpunkt 

− Erreichen bestimmter (Mindest-)Noten 

− Arztbericht über den medizinischen Pflegezustand 

− medizinische Messbögen über den erreichten (oder gehaltenen) Bewegungs- 
oder Muskelumfang 

− Selbstauskunft des Leistungsberechtigten über seine sozialen Aktivitäten 

2.9 Rechtliche Gestaltung des Persönlichen Budgets  

Wie das Persönliche Budget rechtlich ausgestaltet wird, ist abhängig von der Art der 
Leistung und dem Einzelfall. 

In Frage kommen folgende Konstellationen: 

a) öffentlich-rechtlicher Vertrag über den Grundanspruch mit Zielvereinbarung 

b) Verwaltungsakt (VA) mit Zielvereinbarung als Nebenbestimmung (vgl. § 32 
Abs. 2 Nr. 4 SGB X) 

c) VA über den Grundanspruch und öffentlich-rechtlicher Vertrag, wobei der 
öffentlich-rechtliche Vertrag die Zielvereinbarung darstellt bzw. beinhaltet. 

zu a) 
Ein öffentlich-rechtlicher Vertrag über die Sozialleistung, der gleichzeitig die 
Zielvereinbarung beinhaltet, ist nach § 53 Abs. 2 SGB X nur zulässig, soweit die 
Erbringung der Leistung im Ermessen des UV-Trägers steht (z.B. Teilförderung nach 
§ 35 Abs. 3 SGB VII). In den überwiegenden Fällen besteht ein Anspruch auf die zu 
bewilligenden Leistungen zur Teilhabe und Rehabilitation; lediglich bei der 
Entscheidung über die konkrete Ausgestaltung des Grundanspruchs der Leistungen 
besteht ein Auswahlermessen des UV-Trägers. Aus diesem Grund ist die 
Bewilligung der Leistung allein durch öffentlich-rechtlichen Vertrag in der Regel 
rechtlich bedenklich. Diese Fallkonstellation dürfte insofern in der Praxis eher nicht 
zur Anwendung kommen, auch wenn die Regelung allein durch öffentlich-rechtlichen 
Vertrag unter pragmatischen Gesichtspunkten wünschenswert und in seiner 
Außenwirkung gut darstellbar wäre. 

zu b) 
Die mit dem Versicherten zu treffende Zielvereinbarung wird als Nebenbestimmung 
Bestandteil des VA. Nachteil dieser Konstellation ist, dass im Falle der Kündigung 

Verwendungs-
nachweise 

Beispiele für 
Nachweis 

öffentlich-
rechtlicher 
Vertrag 

VA mit Neben-
bestimmungen 
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der Zielvereinbarung aus wichtigem Grund der VA in der Regel vollständig 
aufzuheben ist (vgl. § 4 Abs. 2 BudgetV). Zudem wird in der Außenwirkung die 
angestrebte Gleichrangigkeit von UV-Träger und Budgetnehmer nicht vollumfänglich 
erreicht. 

zu c) 
Es wird über den Anspruch auf Bewilligung von Leistungen dem Grunde nach durch 
VA entschieden (z.B. Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben oder Pflege etc.). In 
diesem wird bzgl. der weiteren Ausgestaltung der bewilligten Leistungen 
(Auswahlermessen) auf den öffentlich-rechtlichen Vertrag verwiesen. In dem 
öffentlich-rechtlichen Vertrag wird die bewilligte Leistung vor allem hinsichtlich Art, 
Umfang und Dauer konkretisiert (z.B. 12-monatige Weiterbildung zum 
Finanzbuchhalter) sowie die zu treffende Zielvereinbarung über das Persönliche 
Budget (siehe 2.3.) integriert. Im Falle einer Kündigung des öffentlich-rechtlichen 
Vertrages bleibt der VA über den Grundanspruch bestehen. Über die neue 
Ausgestaltung kann mit dem Budgetnehmer neu verhandelt und eine entsprechende 
Vereinbarung (öffentlich-rechtlicher Vertrag) getroffen werden. Insbesondere in 
bereits laufenden Fällen, in denen die bisherige Leistungsgewährung auf ein 
Persönliches Budget umgestellt werden soll, bietet sich diese Variante an. Sie hat 
zudem den Vorteil, dass in der Außenwirkung die angestrebte Gleichrangigkeit von 
UV-Träger und Budgetnehmer zum Ausdruck kommt. 

Beispiele öffentlich-rechtlicher Verträge und Bescheide befinden sich im Anhang.  

3. Mögliche Gründe gegen ein Persönliches Budget 

3.1 Nicht budgetierbare Leistungen 

In der Verwaltungspraxis dürften Anträge auf nicht budgetierbare Leistungen sehr 
selten sein. Der Versicherte ist im Rahmen des Beratungsgespräches ausführlich 
durch den UV-Träger über die Voraussetzungen und die Möglichkeiten eines 
Persönlichen Budget zu informieren. Sollte dennoch der Versicherte an seinem 
Antrag festhalten, ist dieser durch Verwaltungsakt abzulehnen. 

3.2 Das Persönliche Budget als nicht geeignete Leistungsform 

… weil dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit (vgl. z.B. § 17 Abs. 3 
Satz 4 SGB IX) damit nicht entsprochen werden kann 

Nach § 159 Abs. 5 SGB IX ist seit dem 01.01.2008 auf Antrag des Versicherten die 
Leistung als Persönliches Budget auszuführen. Ein Ermessen über die Entscheidung 
„Ob“ ist dem UV-Träger in § 159 Abs. 5 i.V.m. § 17 Abs. 2 Satz 1 SGB IX nicht 
eingeräumt, lediglich hinsichtlich der Entscheidung „Wie“ (also vor allem in Bezug auf 
die Höhe). - Ein deutliches Missverhältnis zwischen dem vom Antragsteller 
benötigten Budget und dem Ergebnis der Budget-Kalkulation (z.B. unter 
Berücksichtigung günstiger Konditionen für den UV-Träger durch den Hilfsmittelpool, 
vgl. 2.6) kann dazu führen, dass ein Persönliches Budget als geeignete 
Leistungsform ausscheidet.  

… weil Hinderungsgründe in der Person des Versicherten liegen, die nicht durch eine 
Assistenz beseitigt werden können 

Der Antrag, Leistungen durch ein Persönliches Budget zur Verfügung zu stellen, 
kann nur dann abgelehnt werden, wenn die in der versicherten Person liegenden 
Gründe so gravierend sind, dass sie auch durch eine Assistenz nicht beseitigt 

VA und 
öffentlich-
rechtlicher 
Vertrag 

fehlende 
Budgetier-
barkeit/ 
fehlende 
Eignung 
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werden können und die Möglichkeit auf ein höheres Maß an Selbstbestimmung 
durch ein Persönliches Budget deutlich in den Hintergrund drängen. 

Im Rahmen einer versichertennahen Begleitung und Betreuung sollte durch eine 
Beratung des Versicherten grundsätzlich eine von allen akzeptierte Lösung 
angestrebt werden.  

4. Anpassung, Beendigung und Kündigung des Persönlichen Budgets 

4.1 Anpassung des laufenden Persönlichen Budgets 

Eine Anpassung kommt in der Regel in Betracht, wenn sich die der 
Bedarfsbemessung des Persönlichen Budgets zugrundeliegenden Faktoren ändern 
(z.B. Fahrpreiserhöhung, Energiepreiserhöhung, Einführung von Studiengebühren). 
Bedarfsschwankungen im Bewilligungszeitraum sind ausreichend bei der 
Bemessung der Höhe des Persönlichen Budgets zu berücksichtigen (siehe 2.6), so 
dass eine Anpassung nur im Ausnahmefall erforderlich werden sollte.  

Die Art und Weise einer Anpassung hängt mit der rechtlichen Gestaltung des 
Persönlichen Budgets zusammen (siehe 2.9). 

a) öffentlich-rechtlicher Vertrag über den Grundanspruch mit Zielvereinbarung 

Enthält der öffentlich-rechtliche Vertrag bereits Regelungen zur Anpassung des 
persönlichen Budgets (siehe 2.3), so gelten zunächst diese. Soweit keine 
solchen Regelungen getroffen wurden, kommen die allgemeinen Grundsätze zur 
Anwendung (vgl. § 59 SGB X). 

b) VA mit Zielvereinbarung als Nebenbestimmung (vgl. § 32 Abs. 2 Nr. 4 SGB X) 

Es gelten die allgemeinen Grundsätze (vgl. §§ 44 ff. SGB X, insbesondere § 48 
SGB X). 

c) VA über den Grundanspruch und öffentlich-rechtlicher Vertrag, wobei der 
öffentlich-rechtliche Vertrag die Zielvereinbarung darstellt bzw. beinhaltet 

Enthält der öffentlich-rechtliche Vertrag bereits Regelungen zur Anpassung des 
Persönlichen Budgets (siehe 2.3), so gelten zunächst diese. Soweit keine 
solchen Regelungen getroffen wurden, kommen die allgemeinen Grundsätze zur 
Anwendung (vgl. § 59 SGB X). 

4.2 Ende des Persönlichen Budgets 

Sind die Ziele erreicht (z.B. die leistungsberechtigte Person ist in das Arbeitsleben 
integriert) oder ist die vereinbarte Frist – Dauer des Budgets – abgelaufen (siehe 
2.3), endet die Zahlung des Budgets.  

4.3 Kündigung der Zielvereinbarung 

a) mit sofortiger Wirkung 

Die Partner der Zielvereinbarung können diese aus wichtigem Grund mit 
sofortiger Wirkung schriftlich kündigen, wenn ihnen die Fortsetzung nicht 
zumutbar ist (§ 4 Abs. 2 BudgetV). 

Ein wichtiger Grund kann für die budgetnehmende Person insbesondere in der 

Anpassung 

öffentlich-
rechtlicher 
Vertrag 

VA mit Neben-
bestimmungen 

VA und 
öffentlich-
rechtlicher 
Vertrag 

Kündigung der 
Zielverein-
barung 

Ende 

Überforderung 
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persönlichen Lebenssituation liegen (Beispiel: Überforderung, das Persönliche 
Budget zu verwalten, weil ein beratender und unterstützender Angehöriger nicht 
mehr zur Verfügung steht). 

Für die Verwaltung kann ein wichtiger Grund dann vorliegen, wenn die 
budgetnehmende Person die Zielvereinbarung nicht einhält (Beispiele: der 
Nachweis zur Bedarfsdeckung und der Qualitätssicherung wird nicht erbracht, 
die budgetnehmende Person hält sich nicht an die vereinbarten Ziele, es 
bestehen gravierende Mängel in der Qualität der selbstbeschafften Pflege). 

b) ordentliche Kündigung 

Die Partner der Zielvereinbarung können im Einzelfall diese auch durch 
ordentliche Kündigung beenden. Die Einzelheiten hierzu ergeben sich aus dem 
öffentlich-rechtlichen Vertrag selbst und aus der allgemeinen Regelung des § 59 
SGB X.  

Vor jeder Kündigung der Zielvereinbarung von Seiten der Verwaltung ist der 
budgetnehmenden Person die Gelegenheit zur Stellungnahme einzuräumen. 

Die Rechtsfolge einer Kündigung hängt von der rechtlichen Gestaltung des 
persönlichen Budgets ab (siehe 2.9). 

a) öffentlich-rechtlicher Vertrag mit Zielvereinbarung 

- Beendigung des Vertrages  

- die Leistungen und auch das Persönliche Budget enden 

- zu einer möglichen Rückzahlung vergleiche § 61 SGB X 

- neue Entscheidung über die Leistung und erneute Verhandlung über die 
Leistungsform (siehe 2.9) 

b) VA mit Zielvereinbarung als Nebenbestimmung (vgl. § 32 Abs. 2 Nr. 4  
SGB X) 

- der VA ist in der Regel vollständig aufzuheben (vgl. § 4 Abs. 2 BudgetV) 

- die Leistungen und auch das Persönliche Budget enden 

- zu einer möglichen Rückzahlung vergleiche § 50 Abs. 1 SGB X 

- neue Entscheidung über die Leistung und erneute Verhandlung über die 
Leistungsform (siehe 2.9) 

c) VA über den Grundanspruch und öffentlich-rechtlicher Vertrag, wobei der 
öffentlich-rechtliche Vertrag die Zielvereinbarung darstellt bzw. beinhaltet 

- Der VA über den Grundanspruch bleibt bestehen 

- das Persönliche Budget endet 

- neue Verhandlung über die Leistungsform, ggf. ist die bewilligte Leistung aus 
dem Grundanspruch als Sach- und/oder Dienstleistung zu erbringen 

- zu einer möglichen Rückzahlung vergleiche § 61 SGB X; ggf. Aufrechnung 
nach § 51 SGB I

Rechtsfolge der 
Kündigung 

öffentlich-
rechtlicher 
Vertrag 

Anhörung 

VA mit Neben-
bestimmungen 

VA und 
öffentlich-
rechtlicher 
Vertrag
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4.4 Aufhebung des VA nach §§ 44 ff. SGB X 

Es ist möglich, dass die Zielvereinbarung nicht gekündigt wird, aber Umstände 
vorliegen, die eine Aufhebung des Verwaltungsaktes nach §§ 44 ff. SGB X erfordern. 
Im Regelfall dürfte es sich um einen Anwendungsfall des § 48 SGB X handeln. § 48 
SGB X greift nicht, wenn die budgetnehmende Person die Zielvereinbarung nach 
Erlass des Verwaltungsaktes nicht einhält (Kündigungsfall, siehe 4.3). Vielmehr 
müssen sich die tatsächlichen und/oder rechtlichen Verhältnisse geändert haben, die 
beide Seiten bei der Begründung des Rechtsverhältnisses durch den Verwaltungsakt 
mit Dauerwirkung voraussetzen konnten. 

Beispiele 

- Nach der Bewilligung eines persönlichen Budgets wird das Leistungsrecht der 
UV geändert oder die Rechtsprechung hierzu ändert sich und dadurch sind die 
Voraussetzungen der Budgetfeststellung entfallen (Änderung der rechtlichen 
Verhältnisse). 

- Nach der Bewilligung eines persönlichen Budgets zur Teilhabe am Arbeitsleben 
erkrankt der Versicherte so schwer, dass er erwerbsunfähig wird (Änderung der 
tatsächlichen Verhältnisse). 

Im Übrigen gelten die allgemeinen Grundsätze zur Aufhebung von Verwaltungs-
akten. 

5. Vereinfachtes/verkürztes Verfahren bei Persönlichen Budgets 

Ein vereinfachtes Verfahren mit einer kürzeren Vereinbarung (siehe VIII) bietet sich 
bei bestimmten Leistungen – insbesondere Einzelleistungen – an, wenn Nachweis 
und Qualitätssicherung ohnehin im Rahmen des üblichen Verwaltungsverfahrens 
dokumentiert und gesichert sind. 

Beispiele für das vereinfachte Verfahren: 
(Aufzählung ist nicht abschließend) 

 Fahrtkosten z.B. bei Rehabilitationssport und Funktionstraining 

 Lehr- und Lernmittel im Rahmen von Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 

 Energiekosten für Hilfsmittelbetrieb 

 Haushaltshilfe bei medizinischer Reha 

 Nachhilfeunterricht 

 geringfügige Wohnungshilfemaßnahmen (z.B. Rampen, Schwellen u.ä.) 

Aufhebung 
nach §§ 44 ff. 
SGB X 

vereinfachtes 
Verfahren 
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6. Pro-aktives Vorgehen des Unfallversicherungsträgers beim 
Persönlichen Budget – Ablaufplan 

Hinweis: Der dargestellte Ablauf ist zur Veranschaulichung stark vereinfacht. Die 
aufgeführten Verfahrensabschnitte laufen teilweise parallel ab. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beratungsgespräche, 
Erstellung Reha-/ 
Teilhabeplan  
Beratung zum PB 

Ergänzung des 
Grundanspruch-VA 
(s.o.) durch öffentl.-
rechtl. Vertrag, der die 
Zielvereinbarung 
beinhaltet
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rechtlicher 
Vertrag mit 
Zielverein-
barung 

VA mit Ziel-
vereinbarung 
als Neben-
bestimmung 

Nach Eintritt AU, BK, 
§ 3 BekV 
Einleitung 
Feststellungsverfahren 
zum Leistungsumfang 

Antrag auf 
Leistungserbringung in 
Form eines PB 

ggf. Verwaltungsakt 
über 
Leistungsansprüche 
dem Grunde nach 

Kalkulation des PB 
(Preise 
Sachleistungen, 
Mengen, Dauer der 
Maßn. etc.) 

Verhandlung über 
Höhe des PB, 
Nachweise, Laufzeit, 
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7. Tabellarischer Überblick einzelner Leistungen 

Nachfolgend soll das Persönliche Budget beispielhaft an einzelnen Leistungen dargestellt 
werden. Gleichzeitig bietet die Tabelle einen Überblick darüber, wie Nachweis und 
Qualitätssicherung evtl. aussehen könnten. Die Tabelle ist nicht abschließend und bildet eher 
einen groben Orientierungsrahmen zum Umgang mit dem Persönlichen Budget. 

 

Beispiele für das Persönliche Budget 
 

Art der Leistung gesetzliche  
Grundlagen 

Persönliches  
Budget 

Qualitätssicherung 
(z.B.) 

Nachweis 
(z.B.) 

ärztl. Untersuchungen 
(Rechnung) 

Stellungnahmen des behandelnden Arztes 

Heilmittel 

z.B.: 

- Physiotherapie 
- Ergotherapie 
- Logopädie 
- EAP 

§ 30 SGB VII 

 
§ 26 Abs. 2 Nr. 4 
SGB IX  

grds. geeignet bei 
längerer bzw. 
dauerhafter 
Heilmittelverordnung 

 

 Rechnungen 

Reisekosten bei 
med. Reha 

 

 

und bei LTA 
(= Leistungen zur 
Teilhabe am 
Arbeitsleben) 
zusätzlich 

§ 53 SGB IX i.V.m. 
§ 43 SGB VII 

 

 

§ 33 Abs. 7 SGB IX 
(=Kosten für Unter- 
kunft und 
Verpflegung) 

geeignet 
zur Sicherung des 
Heilbehandlungserf
olges 
 
 
grds. immer 
geeignet 

nicht erforderlich 

 

 

 
nicht erforderlich 

Abrechnung der 
Behandlungs-
kosten 
 
 
 
Anwesenheitsliste 

nicht verschreibungs-
pflichtige Arzneimittel  
Verbandmittel, 
Verbrauchshilfsmittel 
 

§ 29 SGB VII i.V.m. 
§ 26 Abs. 2 Nr. 3 
SGB IX 

geeignet  
bei med. Reha zur 
Sicherung des 
Heilbehandlungs-
erfolges 

jährliche Kontrolle im Rahmen der 
Betreuung Schwerstverletzter 

 

Hilfsmittel 

(z.B. Kauf, 
Änderungen, 
Instandsetzung, 
Betriebskosten) 
 
Achtung 
Hilfsmittelpool 
beachten (unter 

bei med. Reha: 
§ 31 SGB VII i.V.m. 
§ 31 SGB IX 
 
und bei LTA: 
§ 35 Abs. 1 SGB VII 
i.V.m. § 33 Abs. 8 
Nr. 4 u. 5 SGB IX 

geeignet 
bei längerfristiger 
med. Rehabilitation 
und wenn 
dauerhafte 
Versorgung mit 
Hilfsmitteln 
erforderlich ist 

 

Anpassungsbericht für Hilfsmittel 

Überprüfung durch Reha-Manager, 
Berufshelfer / Reha-Fachberater zur 

Sicherung von Eignung und Wirksamkeit 
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Art der Leistung gesetzliche  
Grundlagen 

Persönliches  
Budget 

Qualitätssicherung 
(z.B.) 

Nachweis 
(z.B.) 

Haushaltshilfe/  
Kinderbetreuung 
(Betriebshilfe) 
 
bei med. Reha 

 

 

 
bei LTA 

§ 54 SGB IX 
(und als ergänzende 
Leistung nach § 39 
Abs. 1 Nr. 2 SGB VII) 

geeignet  
wenn eine längere 
bzw. lange 
Rehabilitation zu 
erwarten ist 

 

 

 
geeignet 

 
 
 

nicht erforderlich 
 
 
 
 

 
nicht erforderlich 

Arbeitsnachweis 
der ggf. weiteren 
im Haushalt 
lebenden Person 

Öffnungszeiten 
bzw. Schließzeiten 
von KITA, Hort 
usw. 

 
s.o. und Umschu-
lungszeiten 

Reha-Sport und 
Funktionstraining 

- Gebühren der 
  Sporteinrichtungen 
 
 
 
 
 

 
 
- Fahrkosten 

§ 39 Abs. 1 Nr. 2 
SGB VII und § 44 
Abs. 1 Nr. 3 u. 4  
SGB IX 

 

 

 

 

 
§ 43 SGB VII i.V.m. 
§ 53 SGB VII 

 

 
geeignet im 
Einzelfall, wenn 
dem Versicherten 
der Besuch einer 
anerkannten 
Sportgruppe nicht 
möglich ist (z.B. örtl. 
Probleme) 

 
geeignet 

Konzept zur Vorlage 
beim Arzt; 
ärztl. Zustimmung 
ärztl. Vorstellungen  

 
 

 
 

 
 
nicht erforderlich 

Teilnahmebe-
scheinigungen 

 

 

 

 

 

 
Anwesenheitsliste 

stationäre 
Rehamaßnahmen? 
 
– Reisekosten 
– Unterbringungs- 
   kosten 
– med. Therapien 

§ 26 SGB VII i.V.m. 
§ 33 SGB VII 

geeignet in 
problematischen 
Einzelfällen 

 

ärztl. Stellungnahme vor und nach  
Maßnahme 

Bericht der Einrichtung 

 

Erholungsaufenthalt 

– Tagessatz 
– med. Therapien 

 

 

 

§ 39 Abs. 1 Nr. 2 
SGB VII 

geeignet z.B., wenn 
außer dem Erholungs-
aufenthalt noch 
therapeutische 
Maßnahmen erforderlich 
sind und der 
Erholungsaufenthalt im 
Ausland oder in einer 
Privatklinik erfolgt oder 
wenn aufgrund der 
Besonderheiten im 
Einzelfall ein über den 
von den Richtlinien 
abweichender Bedarf 
ermittelt wurde 

nicht erforderlich, 
ist durch die 
Antragsprüfung bereits 
erfolgt 

 

Buchungsnachwei
s, Fahrkarten, 
Verordnungen 
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Art der Leistung gesetzliche  
Grundlagen 

Persönliches  
Budget 

Qualitätssicherung 
(z.B.) 

Nachweis 
(z.B.) 

Zeugnisse 

 Anwesenheitsliste

Lehr- und 
Lernmittel, 
Arbeitskleidung 

§ 35 Abs. 1 SGB 
VII 
i.V.m. § 33 Abs. 7 
Nr. 2 SGB IX 

grds. immer 
geeignet 

 IMA- 
Bescheinigung 

ergänzende 
Leistungen bei LTA: 
Fahrkosten 
Haushaltsh./Kinderb. 
Lehrmittel 
Mietzuschuss 
Bewerbungskosten 

§ 43 SGB VII i.V.m. 
§ 53 SGB IX 
§ 54 SGB IX 
§ 33 Abs. 7 SGB IX 

§ 33 Abs. 3 Nr. 1 
SGB IX 

geeignet nicht erforderlich Anwesenheitsliste 

Teilförderung § 35 Abs. 3 SGB 
VII 

immer geeignet 

 

Leistungsnachweise 

IMA-Bescheinigung 

Schulische Reha: 
Nachhilfeunterricht 
Stützunterricht 
Schulbegleiter 
Schulfahrten 

§ 35 Abs. 2 SGB 
VII 

 

i.V.m. § 53 SGB IX 

geeignet für 
schwerstverletzte 
Kinder und 
Jugendliche 

 
Entwicklungsberichte  

Erklärung des Nachhilfelehrers 
Schulkonferenzen 

Wohnungshilfe 
– Umzugskosten 
– Einrichtungsbeihilfe 
– behinderungsbe- 
   dingte Umbauten/ 
   Hilfsm. Zuschuss 
   für Hausbau 
– Mietzuschuss 
– Nebenkosten  
  (Energie; Wartung) 

§ 55 Abs. 2 Nr. 5 
SGB IX i.V.m. 
§ 41 SGB VII 

grds. immer 
geeignet 
als Einzelleistung 
und vor allem als 
Kombinations-
leistung 
 

Kostenvoranschläge, 
Bauabnahme, 
Besichtigung, 
Hausbesuch, 

Erklärung des Architekten, dass DIN-
Vorschrift eingehalten wurde 

Beförderungskosten 
im Rahmen der Kfz-
Hilfe 

 

§ 35 Abs. 1  
SGB VII 
i.V.m. § 33 Abs. 3 
Nr. 1 SGB IX 

grds. immer 
geeignet 

 

nicht erforderlich 

 

Bestätigung des 
Arbeitgebers, dass 
Vers. regelmäßig 
und pünktlich 
eintrifft 

Bedarfsermittlung und Begleitung durch  
Integrationsamt 

Arbeitsassistenz § 35 Abs. 1  
SGB VII i.V.m. § 33 
Abs. 8 Nr. 3 u. Nr. 1 
SGB IX 

grds. immer 
geeignet 
 

 Anwesenheitsliste 
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Art der Leistung gesetzliche  
Grundlagen 

Persönliches  
Budget 

Qualitätssicherung 
(z.B.) 

Nachweis 
(z.B.) 

Gebärden- 
dolmetscher 

wenn es keine 
Leistung der UV ist 

 

- bei Zuständigkeit 
  der UV (z.B. Unfall 
  führt zur Aufgabe 
  der Tätigkeit) 

§ 55 Abs. 2 Nr. 4 
SGB IX 

grds. geeignet 
im Rahmen eines  
trägerübergreifende
n Budgets während 
der Einarbeitung 
beim Arbeitgeber  
 

grds. geeignet 
während der Einar-
beitung beim Arbeit-
geber 

 

 

 

Anwesenheitsliste 

Pflege 
 

§ 44 SGB VII grds. geeignet 
bei 
Arbeitgebermodell; 
großer Freiraum in 
der Gestaltung von 
Pflegeleistungen in 
der häuslichen 
Pflegesituation 

 

Betreuung durch UV 
(Besuch und Akte) 

Sonstige Leistungen 
zur Erreichung und 
zur Sicherstellung 
des Erfolges der 
Leistung zur med. 
Reha und zur 
Teilhabe (§ 39 Abs. 1 
Nr. 2 SGB VII) 

 

z.B.: 
- Hilfe im Haushalt 
- Betreuung, Beauf- 
  sichtigung und Pfle- 
  ge unfallverletzter 
  Kinder 
- Sonstiges für  
  Hilfen, 
  die nicht alltäglich 
  benötigt werden 

§ 39 Abs. 1 Nr. 2 
SGB VII 

grds. immer 
geeignet 
  
  
 

Betreuung durch Reha-Manager,  
Berufshelfer / Reha-Fachberater 

Hausbesuch  
turnusmäßige Überprüfung 
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8. Assistenzbedarf  

Menschen mit Lernschwierigkeiten, mit Schädel-Hirn-Verletzungen oder mit 
schweren körperlichen- und geistigen Behinderungen sind häufig auf umfassende 
Beratung bei der Beantragung eines Persönlichen Budgets, während der 
Bedarfsfeststellung und auch während der Inanspruchnahme der Leistung 
angewiesen. Eine über die Beratung hinausreichende Unterstützung ist vor allem 
dann notwendig, wenn der behinderte Mensch auch beim Einsatz des Persönlichen 
Budgets auf die Hilfe Dritter angewiesen ist. 
Die Grenze zwischen Beratung und Unterstützung ist oft nicht klar zu ziehen, 
Assistenzbedarf umfasst beide Bereiche.  

In den Phasen der Antragstellung und des Budgetfeststellungsverfahrens, sind die 
UV-Träger durch den frühzeitigen und engen Kontakt zu ihren Versicherten in der 
Lage, die entsprechende Beratung und Unterstützung umfassend zu gewährleisten. 
Das Erbringen verschiedener Teilhabeleistungen „aus einer Hand“ bietet dem 
Budgetnehmer zudem den Vorteil eines vergleichsweise geringen bürokratischen 
Aufwands, auch bei der Feststellung komplexer Persönlicher Budgets. 
Abstimmungsprozesse mit weiteren Leistungsträgern entfallen meist. Im Allgemeinen 
kann daher der benötigte Assistenzbedarf durch den jeweiligen 
Unfallversicherungsträger (Berufshelfer/Reha-Manager) selbst gedeckt oder 
zumindest (bei ergänzend notwendigem Bedarf an externer Beratung) koordiniert 
werden. 

Persönliche Budgets werden so bemessen, dass der individuell festgestellte Bedarf 
gedeckt wird und die erforderliche Beratung und Unterstützung erfolgen kann (§ 17 
Abs. 3 S. 3 SGB IX). Da aber die Form der Leistungserbringung als Persönliches 
Budget nicht teurer werden soll, als bei herkömmlicher Leistungserbringung, sind die 
Kosten eines evtl. erforderlichen zusätzlichen Assistenzbedarfs hierin grundsätzlich 
enthalten (s. auch Homepage des BMAS, Fragen und Antworten zum Persönlichen 
Budget). 

Höhere Kosten, aufgrund eines zusätzlich erforderlichen Assistenzbedarfs, sollten 
trotzdem in angemessenem Umfang übernommen werden, wenn dadurch mit großer 
Wahrscheinlichkeit die Selbstbestimmung und Teilhabe des betroffenen Menschen 
gefördert und/oder beschleunigt werden kann. 

Gleichzeitig ist kritisch zu prüfen, ob mit dem Persönlichen Budget – insbesondere 
wenn eine dauerhafte oder sehr lange zusätzliche evtl. noch sehr kostenaufwändige 
Assistenz erforderlich wird – das mit dem Persönlichen Budget angedachte Ziel einer 
Stärkung der Selbstbestimmung und Teilhabe des behinderten Menschen erreicht 
werden kann oder ob nicht evtl. sogar zusätzliche Barrieren durch vermeintliche 
Abhängigkeiten geschaffen werden und dies dem Wohl des Leistungsberechtigten 
zuwiderläuft. 

9. Rückmeldungen zur Handlungshilfe sind erwünscht 

Diese Handlungshilfe soll ein aktueller Begleiter für die praktische Umsetzung des 
Persönlichen Budgets für die Träger der Gesetzlichen Unfallversicherung sein. Sie 
muss laufend an die Erfahrungen angepasst werden. Sie soll in erster Linie den 
Praktikern vor Ort dienen, daher sind Kommentare, Wünsche und Anregungen der 
Leser/Anwender von Bedeutung. Bitte senden Sie Ihre Ergänzungswünsche, 
Anregungen, Fallbeispiele (in anonymisierter Form) und Kritik an: 

DGUV, Frau Doris Habekost, Mittelstr. 51, 10117 Berlin 
oder per E-Mail: doris.habekost@dguv.de

Definition 

Antragstellung, 
Budget-
feststellungs-
verfahren 

Kalkulation

höhere 
Kosten 

Stärkung der 
Selbstbestim-
mung 
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Anhang 

I. Für alle die es noch genauer wissen möchten 

a. Hinweise auf Quellen und Links 

 Vorläufige Handlungsempfehlungen „Trägerübergreifende Aspekte bei der 
Ausführung von Leistungen durch ein Persönliches Budget vom 
01.November 2004“ (Stand 01.11.2006) der BAR; s. auch  
www.bar-frankfurt.de  

 Das Persönliche Budget, Praktische Handlungshilfen für die 
Unfallversicherungsträger der öffentlichen Hand, Stand 20.06.2007 

 Ergebnisse der Arbeitsgruppe „Persönliches Budget“ der 
Verwaltungsberufsgenossenschaft BV Dresden vom 05.12.03 

 Bundesministerium für Arbeit und Soziales, s. www.budget.bmas.de → 
Teilhabe behinderter Menschen, Persönliches Budget 

 Kompetenzzentrum Persönliches Budget des Paritätischen 
(Kompetenzzentrum Persönliches Budget): www.budget.paritaet.org 

 
 Das Persönliche Budget – Ein Handbuch für Leistungsberechtigte; Hersg.: 
Forum selbstbestimmter Assistenz behinderter Menschen, ForseA e.V., 
www.forsea.de  

 Handlungsempfehlungen/Geschäftsanweisung der Bundesagentur für Arbeit, 
12/2007, s. www.arbeitsagentur.de  

 Rechtsfragen des Persönlichen Budgets nach § 17 SGB IX; Gutachten im 
Rahmen der modellhaften Erprobung persönlicher Budgets nach § 17 Abs. 6 
SGB IX von Prof. Dr. jur. habil. Felix Welti unter Mitarbeit von Kerstin Rummel 
im Juni 2007  

 Wissenschaftliche Begleitforschung zu den Modellprojekten 
„Trägerübergreifendes Persönliches Budget“:  
www.projekt-persoenliches-budget.de 

 
 Interessenvertretung Selbstbestimmt Leben in Deutschland e.V.: 
 www.isl-ev.de 

 
 Institut für Qualitätssicherung in Prävention und Prävention GmbH der 
Deutschen Sporthochschule Köln (IQPR), Diskussionsforum Teilhabe und 
Prävention, Forum A, Beitrag 01/2007 „Das Persönliche Budget gem. §17 II-
VI SGB IX – Welche Leistungen sind budgetfähig?“, s. www.iqpr.de  

 
 Gemeinsame Empfehlung Qualitätssicherung nach § 20 Abs. 1 SGB IX“ der 
Rehabilitationsträger auf Ebene der BAR vom 27. März 2003 

 ICF Praxisleitfaden der Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation.
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II. Gesetzestexte 

§ 17 SGB IX 

Ausführung von Leistungen, Persönliches Budget 

(1) Der zuständige Rehabilitationsträger kann Leistungen zur Teilhabe 

1. allein oder gemeinsam mit anderen Leistungsträgern, 

2. durch andere Leistungsträger oder 

3. unter Inanspruchnahme von geeigneten, insbesondere auch freien und gemeinnützigen 
oder privaten Rehabilitationsdiensten und -einrichtungen (§ 19) 

ausführen. Er bleibt für die Ausführung der Leistungen verantwortlich. Satz 1 gilt 
insbesondere dann, wenn der Rehabilitationsträger die Leistung dadurch wirksamer oder 
wirtschaftlicher erbringen kann. 

(2) Auf Antrag können Leistungen zur Teilhabe auch durch ein Persönliches Budget 
ausgeführt werden, um den Leistungsberechtigten in eigener Verantwortung ein möglichst 
selbstbestimmtes Leben zu ermöglichen. Bei der Ausführung des Persönlichen Budgets sind 
nach Maßgabe des individuell festgestellten Bedarfs die Rehabilitationsträger, die 
Pflegekassen und die Integrationsämter beteiligt. Das Persönliche Budget wird von den 
beteiligten Leistungsträgern trägerübergreifend als Komplexleistung erbracht. Budgetfähig 
sind auch die neben den Leistungen nach Satz 1 erforderlichen Leistungen der 
Krankenkassen und der Pflegekassen, Leistungen der Träger der Unfallversicherung bei 
Pflegebedürftigkeit sowie Hilfe zur Pflege der Sozialhilfe, die sich auf alltägliche und 
regelmäßig wiederkehrende Bedarfe beziehen und als Geldleistungen oder durch Gutscheine 
erbracht werden können. An die Entscheidung ist der Antragsteller für die Dauer von sechs 
Monaten gebunden. 

(3) Persönliche Budgets werden in der Regel als Geldleistung ausgeführt, bei laufenden 
Leistungen monatlich. In begründeten Fällen sind Gutscheine auszugeben. Persönliche 
Budgets werden auf der Grundlage der nach § 10 Abs. 1 getroffenen Feststellungen so 
bemessen, dass der individuell festgestellte Bedarf gedeckt wird und die erforderliche 
Beratung und Unterstützung erfolgen kann. Dabei soll die Höhe des Persönlichen Budgets 
die Kosten aller bisher individuell festgestellten, ohne das Persönliche Budget zu 
erbringenden Leistungen nicht überschreiten. 

(4) Enthält das Persönliche Budget Leistungen mehrerer Leistungsträger, erlässt der nach § 
14 zuständige der beteiligten Leistungsträger im Auftrag und im Namen der anderen 
beteiligten Leistungsträger den Verwaltungsakt und führt das weitere Verfahren durch. Ein 
anderer der beteiligten Leistungsträger kann mit den Aufgaben nach Satz 1 beauftragt 
werden, wenn die beteiligten Leistungsträger dies in Abstimmung mit den 
Leistungsberechtigten vereinbaren; in diesem Fall gilt § 93 des Zehnten Buches 
entsprechend. Die für den handelnden Leistungsträger zuständige Widerspruchsstelle erlässt 
auch den Widerspruchsbescheid. 

(5) § 17 Abs. 3 in der am 30. Juni 2004 geltenden Fassung findet auf Modellvorhaben zur 
Erprobung der Einführung Persönlicher Budgets weiter Anwendung, die vor Inkrafttreten 
dieses Gesetzes begonnen haben. 

(6) In der Zeit vom 1. Juli 2004 bis zum 31. Dezember 2007 werden Persönliche Budgets 
erprobt. Dabei sollen insbesondere modellhaft Verfahren zur Bemessung von budgetfähigen 
Leistungen in Geld und die Weiterentwicklung von Versorgungsstrukturen unter 
wissenschaftlicher Begleitung und Auswertung erprobt werden.
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§ 159 SGB IX 

Übergangsregelung 

(1)............ 

(2)............ 

(3)............ 

(4)............ 

(5) § 17 Abs. 2 Satz 1 ist vom 1. Januar 2008 an mit der Maßgabe anzuwenden, dass auf 
Antrag Leistungen durch ein Persönliches Budget ausgeführt werden. 

(6)............ 

 

§ 26 SGB VII 

Grundsatz 

(1) Versicherte haben nach Maßgabe der folgenden Vorschriften und unter Beachtung des 
Neunten Buches Anspruch auf Heilbehandlung einschließlich Leistungen zur medizinischen 
Rehabilitation, auf Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben und am Leben in der 
Gemeinschaft, auf ergänzende Leistungen, auf Leistungen bei Pflegebedürftigkeit sowie auf 
Geldleistungen. Sie können einen Anspruch auf Ausführung der Leistungen durch ein 
Persönliches Budget nach § 17 Abs. 2 bis 4 des Neunten Buches in Verbindung mit der 
Budgetverordnung und § 159 des Neunten Buches haben; dies gilt im Rahmen des 
Anspruches auf Heilbehandlung nur für die Leistungen zur medizinischen Rehabilitation. 

(2)......... 

(3)......... 

(4)......... 

(5)......... 
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III. Budgetverordnung 

Verordnung zur Durchführung des § 17 Abs. 2 bis 4 des Neunten Buches 
Sozialgesetzbuch (Budgetverordnung – Budget V) vom 27. Mai 2004  

Auf Grund des § 21a des Neunten Buches Sozialgesetzbuch – Rehabilitation und Teilhabe 
behinderter Mensch – (Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Juni 2001, BGBI. I S. 1046, 1047), der 
durch Artikel 8 Nr. 4 des Gesetzes vom 27. Dezember 2003 (BGBI. I S. 3022) eingefügt 
worden ist, verordnet das Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung: 

§ 1 Anwendungsbereich 

Die Ausführung von Leistungen in Form Persönlicher Budgets nach § 17 Abs. 2 bis 4 des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch, der Inhalt Persönlicher Budgets sowie das Verfahren und 
die Zuständigkeit der beteiligten Leistungsträger richten sich nach den folgenden 
Vorschriften. 

§ 2 Beteiligte Leistungsträger 

Leistungen in Form Persönlicher Budgets werden von den Rehabilitationsträgern, den 
Pflegekassen und den Integrationsämtern erbracht, von den Krankenkassen auch 
Leistungen, die nicht Leistungen zur Teilhabe nach dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch 
sind, von den Trägern der Sozialhilfe auch Leistungen der Hilfe zur Pflege. Sind an einem 
Persönlichen Budget mehrere Leistungsträger beteiligt, wird es als trägerübergreifende 
Komplexleistung erbracht. 

§ 3 Verfahren 

(1) Der nach § 17 Abs. 4 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch zuständige Leistungsträger 
(Beauftragter) unterrichtet unverzüglich die an der Komplexleistung beteiligten 
Leistungsträger und holt von diesen Stellungnahmen ein, insbesondere zu 

1. dem Bedarf, der durch budgetfähige Leistungen gedeckt werden kann, unter 
Berücksichtigung des Wunsch- und Wahlrechts nach § 9 Abs. 1 des Neunten Buches 
Sozialgesetzbuch, 

2. der Höhe des Persönlichen Budgets als Geldleistung oder durch Gutscheine, 

3. dem Inhalt der Zielvereinbarung nach § 4, 

4. einem Beratungs- und Unterstützungsbedarf. 

Die beteiligten Leistungsträger sollen ihre Stellungnahmen innerhalb von zwei Wochen 
abgeben. 

(2) Wird ein Antrag auf Leistungen in Form eines Persönlichen Budgets bei einer 
gemeinsamen Servicestelle gestellt, ist Beauftragter im Sinne des Absatzes 1 der 
Rehabilitationsträger, dem die gemeinsamen Servicestelle zugeordnet ist. 

(3) Der Beauftragte und, soweit erforderlich, die beteiligten Leistungsträger beraten 
gemeinsam mit der Antrag stellenden Person in einem trägerübergreifenden 
Bedarfsfeststellungsverfahren die Ergebnisse der von ihnen getroffenen Feststellungen sowie 
die gemäß § 4 abzuschließende Zielvereinbarung. An dem Verfahren wird auf Verlangen der 
Antrag stellenden Person eine Person ihrer Wahl beteiligt. 

(4) Die beteiligten Leistungsträger stellen nach dem für sie geltenden Leistungsgesetz auf der 
Grundlage der Ergebnisse des Bedarfsfeststellungsverfahrens das auf sie entfallende 
Teilbudget innerhalb einer Woche nach Abschluss des Verfahrens fest. 
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(5) Der Beauftragte erlässt den Verwaltungsakt, wenn eine Zielvereinbarung nach § 4 
abgeschlossen ist, und erbringt die Leistung. Widerspruch und Klage richten sich gegen den 
Beauftragten. Laufende Geldleistungen werden monatlich im Voraus ausgezahlt; die 
beteiligten Leistungsträger stellen dem Beauftragten das auf sie entfallende Teilbudget 
rechtzeitig zur Verfügung. Mit der Auszahlung oder der Ausgabe von Gutscheinen an die 
Antrag stellende Person gilt deren Anspruch gegen die beteiligten Leistungsträger insoweit 
als erfüllt. 

(6) Das Bedarfsfeststellungsverfahren für laufende Leistungen wird in der Regel im Abstand 
von zwei Jahren wiederholt. In begründeten Fällen kann davon abgewichen werden. 

§ 4 Zielvereinbarung 

(1) Die Zielvereinbarung wird zwischen der Antrag stellenden Person und dem Beauftragten 
abgeschlossen. Sie enthält mindestens Regelungen über 

1. die Ausrichtung der individuellen Förder- und Leistungsziele, 

2. die Erforderlichkeit eines Nachweises für die Deckung des festgestellten individuellen 
Bedarfs sowie 

3. die Qualitätssicherung. 

(2) Die Antrag stellende Person und der Beauftragte können die Zielvereinbarung aus 
wichtigem Grund mit sofortiger Wirkung schriftlich kündigen, wenn ihnen die Fortsetzung 
nicht zumutbar ist. Ein wichtiger Grund kann für die Antrag stellende Person insbesondere in 
der persönlichen Lebenssituation liegen. Für den Beauftragten kann ein wichtiger Grund dann 
vorliegen, wenn die Antrag stellende Person die Vereinbarung, insbesondere hinsichtlich des 
Nachweises zur Bedarfsdeckung und der Qualitätssicherung nicht einhält. Im Falle der 
Kündigung wird der Verwaltungsakt aufgehoben. 

(3) Die Zielvereinbarung wird im Rahmen des Bedarfsfeststellungsverfahrens für die Dauer 
des Bewilligungszeitraumes der Leistungen des Persönlichen Budgets abgeschlossen, soweit 
sich aus ihr nichts Abweichendes ergibt. 

§ 5 Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 01. Juli 2004 in Kraft. 

Der Bundesrat hat zugestimmt.
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IV. Mitglieder der Projektgruppe „Persönliches Budget“ der DGUV 

Name Institution 

Bleichrodt, Ellen Unfallkasse Nordrhein-Westfalen 

Habekost, Doris Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung, 
Berlin 

Hlawatschek, Ernst Unfallkasse Hessen 

Ideker, Thomas Landesverband Nordwest 

Kaiser, Lars Berufsgenossenschaft Gesundheitsdienst 
und Wohlfahrtspflege 

Kehl, Peter Berufsgenossenschaft Nahrungsmittel und 
Gaststätten 

Lamberty, Christine Unfallkasse Berlin 

Louis, Peter Unfallkasse Mecklenburg-Vorpommern 

Nürnberg, Guido Unfallkasse Rheinland-Pfalz 

Palsherm, Kerstin Berufsgenossenschaft Gesundheitsdienst 
und Wohlfahrtspflege 

Paulsen, Ralf Verwaltungs-BG 

Schumacher, Kay Verwaltungs-BG 

Stolzenberg, Bernd Unfallkasse Berlin 
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V. Textbeispiel eines allgemeinen Bescheides mit Hinweis auf 
Zielvereinbarung 

 

Unfallversicherungsträger 
 
Anschrift des UV-Trägers      

Name und 
Anschrift der/des Berechtigten 

 

 

 

 

Ihre Nachricht/Ihr 
Zeichen 

Unser Zeichen Ansprechpartner/in Durchwahl Datum 

 
Bescheid  

über ------------------------------------------------------------------------------  

 

Sehr geehrte Frau, sehr geehrter Herr --------------------------------------------- 

 

– wegen der Folgen – Ihres Arbeitsunfalls – Ihrer Berufskrankheit – vom -----------------
----------  
– zur Vermeidung der Entstehung einer Berufskrankheit Nr.__ –  
 
haben Sie Anspruch auf ---------------------------------------------------------------------------------
-------- gem. § -----------------------------------------und ----------------------- gem. § --------------
------------. 

Auf Ihren Antrag vom  -------------------  stellen wir Ihnen diese Leistung(en) als 
Persönliches Budget gem. § 26 Abs. 1 des 7. Buches des Sozialgesetzbuches (SGB 
VII) i. V. m. §§ 17 und 159  des 9. Buches des Sozialgesetzbuches (SGB IX) und der 
Budgetverordnung (BudgetV) in Höhe  
 
– eines einmaligen Betrages von  -------- Euro zur Verfügung 
 
– von monatlich  ---------------------  Euro für die Zeit von--------bis--------
(Bewilligungszeitraum) 
   zur Verfügung. Die laufende Geldleistung wird Ihnen monatlich im Voraus 
ausgezahlt. - 

Die Zahlung erfolgt auf das von Ihnen angegebene Bankkonto---------------- bei----------
------. 

 
Vor Ablauf des Bewilligungszeitraumes bitten wir Sie, rechtzeitig einen neuen Antrag 
zu stellen. Wir werden dann über eine Weiterbewilligung des Persönlichen Budgets 
neu entscheiden. 
 

           

 
 
Straße/Hausnummer 
PLZ/Ort 
Telefon +…………………… 
Telefax +…………………… 
E-Mail:……………………… 
Internetadresse 
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Die mit Ihnen am  -------------- für den Bewilligungszeitraum geschlossene 
Zielvereinbarung und die beigefügten Rechtsgrundlagen zu Ihrem (Ihren) 
Leistungsanspruch (-ansprüchen) und zum Budget sind Bestandteil dieses 
Bescheides. 

Die Zielvereinbarung stellt eine wesentliche Grundlage für die Entscheidung über die 
Erbringung der Leistung(en) im Rahmen des Persönlichen Budgets dar. Eine 
Kündigung der Zielvereinbarung durch Sie oder uns würde zu einer wesentlichen 
Änderung der Verhältnisse führen. Der Bescheid wäre dann gem. § 48 des 10. 
Sozialgesetzbuches SGB X (SGB X) aufzuheben. Auch § 4 BudgetV sieht eine 
Aufhebung des Bescheides bei Kündigung der Zielvereinbarung vor. 

 

Begründung: 

- Festlegung des Bedarfs 

- Ausübung des Ermessens 

- Aussagen zur Festlegung des Budgets (z.B. welche Leistungen es 
umschließt) 

 

Rechtsbehelfsbelehrung    

 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
 
 
 
 
 
Anlagen (z.B. BudgetV)



32 

 
Stand: 30.07.2008 

VI. Textbeispiel eines öffentlich-rechtlichen Vertrages i.V.m. 
Verwaltungsakt über Grundanspruch bei Leistungen zur Teilhabe am 
Arbeitsleben 

a. Bescheid dem Grunde nach 

 
Unfallversicherungsträger 
 
 
Empfänger 
 
 
 
Ihre Erkrankung /Ihr Arbeitunfall vom  
Bescheid über  Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben und ergänzender 
Leistungen  
 

Sehr geehrte Frau, Sehr geehrter Herr __________________ 

o wegen der Folgen Ihres Arbeitsunfalls vom _________________ 
o wegen der Folgen Ihrer Berufskrankheit nach Nr.____ Berufskrankheiten-

Liste 
können Sie Ihre berufliche Tätigkeit als ___________________ dauerhaft nicht mehr 
ausüben. 
 

o aufgrund Ihrer Erkrankung  
müssen/ mussten Sie Ihre berufliche Tätigkeit als ___________________ aufgeben, 
um zu vermeiden, dass eine Berufskrankheit entsteht. 

Sie haben deshalb Anspruch auf  

1. Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben gem. §§ 26, 35 ff Siebtes Buch Sozial-
gesetzbuch – Gesetzliche Unfallversicherung – (SGB VII) und 33 ff Neuntes 
Buch Sozialgesetzbuch – Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen – 
(SGB IX), 

2. ergänzende Leistungen, gemäß §§ 44 ff  SGB IX  

um Ihre Wiedereingliederung ins Erwerbsleben zu erreichen und möglichst auf Dauer 
zu sichern. 

Bei der Auswahl der Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben sind Ihre Eignung, 
Neigung, bisherige Tätigkeit sowie Lage und Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt 
angemessen zu berücksichtigen (§ 33 Abs. 4 SGB IX).  
 
Zur Abklärung Ihrer beruflichen Eignung wird eine Berufsfindung und 
Arbeitserprobung/ ein Assessmentverfahren in/am _________ in der Zeit von 
_____bis _____durchgeführt.  
 
Welche Maßnahmen zur Teilhabe am Arbeitsleben einschließlich ergänzender 
Leistungen konkret  zu erbringen sind, wird nach der Berufsfindung und 
Arbeitserprobung/dem Assessmentverfahren mit Ihnen weiter abgestimmt und durch 
öffentlich-rechtlichen Vertrag schriftlich vereinbart. Sie haben dabei die Möglichkeit, 
die vereinbarten Leistungen durch ein Persönliches Budget nach § 17 Abs. 2 bis 4 
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SGB IX in Verbindung mit der Budgetverordnung und § 159 des SGB IX  zur 
Verfügung gestellt zu bekommen (s. Anlage).  
 
 
 
 
Anmerkung: Der Bescheid kann auch mit der Anerkennung der Berufskrankheit und 
Ablehnung einer Verletztenrente (siehe z. B. V 5310) kombiniert werden. Der Hin-
weis auf den Anspruch eines Persönlichen Budgets kann an dieser Stelle sinnvoll 
sein, wenn zuvor noch nicht die Möglichkeit einer persönlichen Beratung des 
Versicherten bestand.  
 
Mit freundlichen Grüßen Anlagen  
Die/Der Geschäftsführer/In  

Rechtsbehelfs- 
belehrung 
Flyer Persönliches 
Budget 
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b. Öffentlich - rechtlicher Vertrag über Leistungen zur Teilhabe am 

Arbeitsleben und ergänzender Leistungen sowie über ein Persönliches 
Budget 

 
Zwischen der/dem  
-------------------------------------------------- 
(nachfolgend UV-Träger genannt) 
und 
-------------------------------------------------- 
(Versicherter) 
wird ein öffentlich rechtlicher Vertrag (gemäß §§ 53 – 61 SGB X) über Leistungen zur 
Teilhabe am Arbeitsleben einschließlich ergänzender Leistungen geschlossen. 
Gleichzeitig wird (gemäß §§ 17, 159 Abs. 5 SGB IX) vereinbart, die Leistungen/einen 
Teil der Leistungen durch ein Persönliches Budget auszuführen.  

§ 1 Grundsätzlicher Anspruch auf Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben  
Der grundsätzliche Anspruch auf Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben gem. §§ 
26, 35 ff Siebtes Buch Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Unfallversicherung – (SGB 
VII) und 33 ff Neuntes Buch Sozialgesetzbuch – Rehabilitation und Teilhabe 
behinderter Menschen – (SGB IX) sowie ergänzender Leistungen, gemäß §§ 44 ff  
SGB IX wurde mit Bescheid/Verwaltungsakt vom ------------------ festgestellt. 

§ 2 Individuelle Förder- und Leistungsziele 

Unter Berücksichtigung  
• Ihres beruflichen Werdeganges / Ihrer zuletzt ausgeübten Erwerbstätigkeit,  

• des Ergebnisses der Berufsfindung und Arbeitserprobung/des Assessment-
verfahrens vom ________ bis_______ in _________,  

• der derzeitigen Lage und erwarteten Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt im 
Raum __________________(s. hierzu Stellungnahme der Agentur für Arbeit 
vom______), 

• Ihrer persönlichen und familiären Lebenssituation, 

• der von Ihnen im/in den persönlichen Gespräch/en, am _________ geäußer-
ten Wünsche und Vorstellungen (§ 9 SGB IX), in dem/denen die vorgenann-
ten Punkte ausführlich (s. Gesprächsvermerk/e vom/von________) bespro-
chen wurden,  
(Wenn der beigefügte strukturierte Gesprächsvermerk oder ein vergleichbarer 
Vordruck verwendet wird, dann kann auf die Benennung der vorgenannten Punkte 
verzichtet werden, denn diese sind dann im Vermerk näher ausgeführt. Der Vermerk 
wird Bestandteil des Betrages.) 
 

wird/werden zu Ihrer dauerhaften beruflichen Wiedereingliederung (Hauptziel) 
folgende Leistungs- und Förderziele mit Ihnen vereinbart: 

1. Förderung Ihres geistigen Leistungsvermögens, um Sie bis zum 
____________ auf eine berufliche Qualifizierung mittleren Anforderungsni-
veaus vorzubereiten. 

2. Qualifizierung zum _____________________ mit anerkanntem Abschluss vor 
der Industrie – und Handelskammer bis zum ____________  



35 

 
Stand: 30.07.2008 

3. Vermittlung in ein unbefristetes Beschäftigungsverhältnis als 
_______________ oder vergleichbarer Tätigkeit bis zum _____________ 

§ 3 Leistungen  
Um die in § 2 vereinbarte/n Förder- und Leistungsziele /n erreichen zu können, 
erhalten Sie unter Berücksichtigung der geltenden gesetzlichen Regelungen und 
Richtlinien folgende Leistungen:  

1. Rehabilitationsvorbereitungslehrgang vom _____________ bis ___________            
bei _____________ in _____________ 

2. Qualifizierung /Weiterbildung zum _________________ vom ____________ 
bis _________ bei ____________ in ______________ 

3. Zweiwöchiges Bewerbungstraining bei einem Anbieter Ihrer Wahl 

4. Kosten für Unterkunft und Verpflegung während der zu 1 und 2 genannten 
Maßnahmen 

5. Arbeitsmaterial, Lernmittel, Bewerbungskosten, etc. 

6. Reisekosten für Fahrten im Zusammenhang mit Ihrer Teilnahme an den zu 1 
bis 3 genannten Maßnahmen 

7. Übergangsgeld während Ihrer Teilnahme an den zu 1. und 2. genannten 
Maßnahmen. Das Übergangsgeld ist nicht Gegenstand dieses Vertrages, da-
zu  erhalten Sie gesondert Nachricht.  

(Hinweis: wenn die Nachricht zum ÜG zeitgleich erfolgt, kann auf diesen Pkt. Im Vertrag 
verzichtet werden) 

§ 4 Persönliches Budget  
Wie mit Ihnen am _________ vereinbart/ Aufgrund Ihres Antrages vom 
______________, werden Ihnen die unter § 3  Nr. 1 bis 6 aufgeführten Leistungen in 
Form eines Persönlichen Budget zur Verfügung gestellt, um Ihnen die Möglichkeit zu 
geben, Ihre berufliche Wiedereingliederung in eigener Verantwortung im Rahmen der 
unter § 2 vereinbarten individuellen Förder- und Leistungsziele zu gestalten. 

§ 5 Höhe und Bemessung des Persönlichen Budgets  
Das Gesamtbudget beträgt für den Zeitraum vom _______ bis _____  _________ 
Euro. Damit sind die Ansprüche auf die in § 3 Nr. 1 – 6 genannten Leistungen 
abgegolten. Einzelheiten sind dem beigefügten Kalkulationsblatt zu entnehmen.  
Das Persönliche Budget ist so bemessen/kalkuliert. dass es die Leistungen unter 
Berücksichtigung der geltenden Rechtsvorschriften, insbesondere unter Beachtung 
der Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit, in dem genannten Zeitraum 
deckt. Die Aufwendungen, die dem UV-Träger entstehen würden, wenn sie die unter 
§ 3 Nr. 1 – 6 genannten Leistungen als Sachleistungen erbringen würde, werden 
nicht überschritten. Weitere Ansprüche im oben beschriebenen Leistungsrahmen 
sind damit ausgeschlossen. 

§ 6 Anpassung des Persönlichen Budgets 
Eine Anpassung des Persönlichen Budgets ist innerhalb eines Leistungsabschnitts 
(§ 7) nur dann vorzunehmen, wenn  
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• sich die der Bemessung/Kalkulation (s. Kalkulationsblatt) zu Grunde liegen-
den Bemessungsfaktoren soweit ändern, dass sich die unter § 5 genannten 
Teilbeträge um mindestens __ v. H verändern. 
(Die Quote sollte von der Höhe und Dauer der Teilbeträge abhängig gemacht 
werden. Bei hohen Beträgen und/oder langen Laufzeiten sollten entsprechend 
kleinere Größen angesetzt werden. Auch kann bereits in der Kalkulation eine 
gewisse Schwankung berücksichtigt werden, z. B. keine pauschale Berücksichtigung 
von Fehlzeiten o. Ä, so dass auf eine Mindestquote, d. h. also auf eine wesentliche 
Änderung, gänzlich verzichtet werden kann. Ziel ist es, den Verwaltungsaufwand 
gering zu halten. Nachzahlungen oder Rückforderungen während eines 
Leistungsabschnittes sollten nach Möglichkeit vermeiden werden. Denkbar wäre 
auch, eine wesentliche Änderung nur im Falle einer Senkung des Teilbetrages zu 
fordern, d. h. Erhöhungen zu Gunsten des Versicherten werden  immer 
vorgenommen (Kundenzufriedenheit)).)  

• eine wesentliche Änderung im vorgenannten Sinne nicht vorliegt, aber die Er-
reichung der unter § 2 vereinbarten individuellen Förder- und Leistungsziele 
ernsthaft gefährdet sind.  
(Sollte sich herausstellen, dass selbst kleinere Veränderungen den Versicherten 
wider Erwarten in eine schwierige finanzielle Lage bringen, und damit den Abbruch 
der Maßnahme zur Folge haben könnte, ist auf jeden Fall eine Anpassung/Erhöhung 
vorzunehmen) 

 
Die Anpassung erfolgt mit Wirkung vom Eintritt der Veränderung an.  
 
Zu Beginn eines neuen Leistungsabschnitts kann eine Anpassung des Persönlichen 
Budgets vorgenommen werden, wenn sich gegenüber der bisherigen Kalkulation 
Änderungen ergeben haben.  

§ 7 Leistungsabschnitte des Persönlichen Budgets 
Es werden folgende Leistungsabschnitte vereinbart: 
 

1. vom ______ bis zum _________  

2. vom ______ bis zum _________  

3. vom ______ bis zum _________  
 

Zum Ende eines Abschnitts haben Sie die Möglichkeit, ohne Angabe von Gründen, 
diesen Vertrag schriftlich zu kündigen (§ 12). Erfolgt keine entsprechende Erklärung, 
verlängert sich das Persönliche Budget um den nächsten Leistungsabschnitt.  
 
Am __________ endet das Persönliche Budget.  

§ 8 Zahlungsmodus und Auszahlungstermine 
Das unter § 5 genannte Gesamtbudget wird entsprechend der Anzahl der in § 7 
genannten Leistungsabschnitte in Teilbeträgen ausgezahlt. Zur Höhe und zum 
Zeitpunkt der Auszahlung der Teilbeträge wird folgende Regelung getroffen: 
 

1. _________ € zum _________  

2. _________ € zum _________ 

3. _________ € zum _________ 
 

(Das Auszahlungsdatum sollte so gewählt werden, dass der Versicherte nicht in Vorleistung 
gehen muss, also jeweils zum Beginn eines Leistungsabschnitts. Anzahl und Dauer der 
Leistungsabschnitte sollten nach Höhe und Gesamtlaufzeit des PB bestimmt werden oder, 
wie in diesem Fall, nach den einzelnen Maßnahmen. Dies hat den Vorteil, dass im Falle einer 
fristlosen Kündigung nicht Beträge für Maßnahmen zurückgefordert werden müssen, die noch 
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gar nicht begonnen haben, d. h. auf die eigentlich noch kein Anspruch besteht. Deshalb ist 
hier auch davon abgesehen worden, das Gesamtbudget zu gleichen mtl. Teilbeträgen 
auszuzahlen.) 
 
Die Zahlungen erfolgen auf das angegebene Bankkonto Nr. 
________________________ 
bei der ____________________________ BLZ ____________________ 

§ 9 Rückzahlung  
Das Persönliche Budget ist von Ihnen ganz oder teilweise zurückzuzahlen, wenn  

• der Vertrag aus wichtigem Grund gekündigt wird,  

• Mittel nicht dem Zweck entsprechend verwendet wurden, oder 

• wenn das Persönliche Budget nicht verlängert wird (§ 7), der entsprechende 
Teilbetrag für den nächsten Leistungsabschnitt aber bereits an Sie ausge-
zahlt wurde. 

(Wird während eines Leistungsabschnitts der Vertrag mit sofortiger Wirkung gekündigt, weil z. 
B. die Mittel nicht zweckentsprechend verwendet wurden, sind die Mittel vom Versicherten zu 
erstatten, ggf. anteilig. Wird der Verwaltungsakt über den Grundanspruch nicht aufgehoben, 
ist auf das Sachleistungsprinzip umzustellen. Der Versicherte erhält dann nur gegen Vorlage 
von Belegen eine Kostenerstattung oder direkt von einem vom Unfallersicherungsträger be-
auftragten Leistungserbringer die betreffenden Leistungen. Die Kündigung des Vertrages 
über das PB darf das Rehabilitationsziel nicht gefährden. Sie führt auch nicht zu einer Been-
digung der Leistungspflicht des Unfallversicherungsträgers, es sei den der Verwaltungsakt 
über den Grundanspruch wird mit der Kündigung gleich mit aufgehoben. Hierbei sind jedoch 
die Vorschriften nach SGB X zu beachten.  

Ist der Versicherte Vertragspartner eines Leistungserbringers für dessen Leistungen u. a. das 
Persönliche Budget bewilligt wurde, und kann er aus diesem Vertrag nicht mit sofortiger Wir-
kung aussteigen, sind gegen Vorlage von Belegen die konkret vom Versicherten auf Grund-
lage dieses Vertragsverhältnisses erbrachten Leistungen zu erstatten, sofern darauf dem 
Grunde nach ein Anspruch besteht.) 

Die §§ 812 BGB sind entsprechend anzuwenden; § 818 Abs. 3 BGB findet keine Anwendung. 

§ 10 Nachweis des individuellen Bedarfs, Qualitätssicherung 
Zum Nachweis der zweckentsprechenden Budgetverwendung und zur Sicherung der 
in § 2 genannten Förder- und Leistungsziele sind von Ihnen folgende 
Nachweise/Bestätigungen beim UV-Träger vorzulegen: 
 

1. Bestätigung der Einrichtung zu § 3 Nr. 1 über Ihre Teilnahme und erreichte 
Befähigung, eine berufliche Qualifizierung auf mittlerem Anforderungsniveau 
erfolgreich absolvieren zu können. Vorlage bis zum __________________  
(s. Anl.) 

 
2. Bestätigung/Zwischenzeugnis der Einrichtung zu § 3 Nr. 2 über Ihre Teilnah-

me und erreichten Leistungen mit Prognose, ob ein erfolgreicher Abschluss 
der Qualifizierung zum ________ zu erwarten ist. Vorlage bis zum 
_________________ (s. Anl.). 

 
3. Urkunde der Industrie und Handwerkskammer ___________ über Ihre erfolg-

reiche Qualifizierung zum ________________. Vorlage bis zum 
____________. 

 
4. Bestätigung der zu § 3 Nr. 3 über Ihre Teilnahme am Bewerbungstraining. 

Vorlage bis zum ________________ (s. Anl.). 
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5. Benennung von Arbeitgebern, bei denen Sie sich um eine Anstellung bewor-

ben haben. Vorlage bis ______________________. 

§ 11 Pflichten der Vertragspartner 
Sie verpflichten sich, 

• bei der Erreichung Ihrer dauerhaften beruflichen Wiedereingliederung und der 
unter § 2 vereinbarten Leistungs- und Förderziele voll umfänglich mitzuwir-
ken, 

• das Persönliche Budget entsprechend der in § 3 vereinbarten Leistungen zu 
verwenden (Zweckbindung), 

• nicht zweckentsprechend verwendete Mittel dem UV-Träger zu erstatten.  

• Die in § 5 genannten Nachweise fristgerecht vorzulegen 

• wesentliche Änderungen in den diesem Vertrag zugrunde liegenden Verhält-
nissen  (Wohnsitzwechsel, Erkrankung, Abbruch der Teilnahme an den ver-
einbarten Maßnahmen, Arbeitsaufnahme, Änderung der Bemessungsfakto-
ren des Persönlichen Budgets, etc.) dem UV-Träger umgehend mitzuteilen. 

Der UV-Träger ist verpflichtet, Sie beim sachgerechten Einsatz des Persönlichen 
Budgets und Ihrer dauerhaften beruflichen Wiedereingliederung zu unterstützen. 

§ 12 Kündigung  

Sie können den Vertrag aus wichtigem Grund mit sofortiger Wirkung kündigen, 
wenn Ihnen die Fortsetzung nicht zumutbar ist. Ein wichtiger Grund kann z. B. in 
Ihrer persönlichen Lebenssituation liegen, die sie daran hindert, das Budget 
selbst zu verwalten und/oder sachgerecht einzusetzen. Zum Ende eines 
Leistungsabschnitts (§7) können Sie ohne Angabe von Gründen den Vertrag 
kündigen.  
Der UV-Träger kann den Vertrag aus wichtigem Grund mit einer Frist von zwei 
Wochen kündigen. 
Der UV-Träger kann den Vertrag aus wichtigem Grund mit sofortiger Wirkung 
kündigen, wenn:  

• Das Persönliche Budget nicht entsprechend den in § 3 vereinbarten Leistun-
gen verwendet wird. 

• Die in § 5 genannten Nachweise nicht vorgelegt werden. 

• Die Teilnahme an den in § 3 genannten Maßnahmen abgebrochen wird. 

• Die in § 2 vereinbarten Förder- und Leistungsziele nicht erreicht werden. 

• Sie eine Beschäftigung aufnehmen. 

Die Kündigung bedarf der Schriftform. 
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§ 9 Rechtsgrundlagen  
Rechtsgrundlage des vorliegenden Vertrages für die Gewährung eines Persönlichen 
Budgets ist §§ 53 – 61 SGB X i.V.m. § 26 SGB VII, § 44 SGB VII, §§ 17, 21a SGB IX 
in Verbindung mit der Budgetverordnung. 

§ 10 Wirksamkeit  
Der Vertrag wird von dem Zeitpunkt an wirksam, an dem beide Vertragspartner die 
Unterschrift geleistet haben und  
Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages unwirksam sein oder werden, wird dadurch 
die Rechtswirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt; in diesem Fall gilt 
anstelle der unwirksamen Bestimmung eine solche Bestimmung, die dem von beiden 
Vertragsteilen Gewollten in rechtlich zulässiger Weise am nächsten kommt. 

§12 Schriftform 
Der Vertrag muss schriftlich abgeschlossen werden. Nach § 61 Satz 2 SGB X findet 
auf die Schriftform § 126 BGB entsprechende Anwendung. Änderungen, 
Ergänzungen oder Nebenabreden dieses Vertrages bedürfen der Schriftform. 
Mündlich vereinbarte Nebenabreden sind unwirksam. 
 

 
 

_______________________________  ___________________________ 
Ort , Datum      Ort, Datum  
 
 
_______________________________  ___________________________ 
Versicherte/Versicherter bzw.   (UV-Träger)  
Bevollmächtigter/e              

 
 
 
Anlagen 
Gesprächsvermerk vom  
Kalkulationsblatt 
Bescheinigung Bildungsträger 
Freiumschläge
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Anlage 1 zu VI b 
 

 
Gespräch am                   über die berufliche Wiedereingliederung 

 
 
Von: , geb.:   
 
(Die Verwendung eines strukturierten Vermerkes wird empfohlen, wenn im öffentlich-
rechtlichen Vertrag darauf Bezug genommen werden soll, wie z. B. in § 2 des 
Beispielvertrages. Die nachfolgenden Punkte in diesem Vermerk sind optional. 
Insbesondere wenn ein Assessment oder eine Berufsfindung/Arbeitserprobung 
bereits stattgefunden hat, kann auf die Punkte B – F verzichtet werden.)  

A.    Angaben zur Person 
 a) Familienstand 
  ledig  verheiratet   verwitwet  gesch.  in Trennung  
  Lebensgemeinschaft  seit 
 b) Kinder 
  Anzahl:  Alter, Geschlecht:  
  davon im Haushalt lebend:  
 c) Wohnsituation  
  Plz., Ort:  
  Eigentum  zur Miete  
 d) Mobilität 
  Fahrerlaubnis:  Klassen:  
  Pkw/ Motorrad etc. vorhanden  
  Alter des Fahrzeugs  HU/AU bis  
 e)  Finanzielle Situation (Gesamteinkommen, Ersparnisse, Belastungen etc.) 
 f) Soziales Umfeld 
 g) Bemerkungen: 
   
B.    Zuletzt ausgeübte Tätigkeit 
 a) Zuletzt ausgeübte Tätigkeit als: 
  Arbeitgeber: 
  Seit wann: 
 b) Arbeitsverhältnis befristet?  bis wann:      
  Arbeitsverhältnis gekündigt?  Zum:  
  Grund: 
 c) mtl. Bruttoeinkommen:  
 d) Bemerkungen: 

C.    Schulausbildung 
  Schulabschluss  ohne Abschluss  
  Sonderschule  Hauptschule  
  Mittlere Reife  Abitur  
  Sonstiger Abschluss       
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F. Ergebnis Assessmentverfahren/ Berufsfindung vom _________ 
       
 

 
H. Beurteilung der Situation am Arbeitsmarkt  
 a) Regional: 
 b) Überregional: 

 
J. Vereinbarter Teilhabe-/Wiedereingliederungsplan 
 a) Ziel:       
 b) Teilziele:     
 c)  
 d)  
K. Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 
 a)       
 b)       
 c)       
L. Sonstige Leistungen 
 a)  
 b)  
 c)  
 d)  
 e)  
M. Folgende Leistungen sollen als Persönliches Budget gewährt werden 
 a)  
 b)  
 c)  
 d)  
 
 
            
Ort, Datum, Unterschrift Berater   Unterschrift Versicherter/Versicherte 

D.    Berufsausbildung 
 a) Berufsausbildung  ohne Abschluss  
  Zeitraum vom – bis       
  Betrieb       
  Art der abgelegten Prüfung       
 b) Anlernberuf  
 c) Bereits umgeschult?  
 d) Zusatzqualifikationen  
 e) Bemerkungen: 

E. Schwerbehinderung 
 a) Schwerbehinderung anerkannt?  GdB:     v: H. 
  Merkzeichen:  
 b) Gleichstellung:  
  Antrag gestellt?  
 c) Bemerkungen:  

G. Wünsche, Vorstellungen des Versicherten zu seiner beruflichen 
       

I. Motivation/Bereitschaft des Versicherten (auch zu ggf. notwendigen 
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Anlage 2 zu VI b 
 

Kalkulationsblatt für ein Persönliches Budget  
 
 
Name:_____________________ Vorname:_____________________ geb..: ____________ 
 
 

1. Leistungsabschnitt vom               bis                  

Leistungsarten Zeitraum Anz. Tage* Betrag Summe 
Reha-Vorbereitungslehrgang     
Arbeitsmaterial u. Lernmittel     
Fahrkosten     
Verpflegungskostenzuschuss     
Mietkostenzuschuss     
1. Teilbetrag                             € 
 
 

2. Leistungsabschnitt vom               bis                  

Leistungsarten Zeitraum Anz. Tage* Betrag Summe 
Qualifizierung/Weiterbildung     
Arbeitsmaterial u. Lernmittel     
Fahrkosten     
Verpflegungskostenzuschuss     
Mietkostenzuschuss     
2. Teilbetrag                             € 
 
 

3. Leistungsabschnitt vom               bis                  

Leistungsarten Zeitraum Anz. Tage* Betrag Summe 
Bewerbungstraining     
Bewerbungsmaterial     
Fahrkosten     
Verpflegungskostenzuschuss     
3. Teilbetrag  
 
* abzüglich Ferientage und ggf. Fehlzeiten (Hier könnte z. B. pauschal die Fehlzeitenquote der 
AOKen oder anderer KKen zu Grunde gelegt werden. Die durchschnittliche Quote bei 
Arbeitnehmern/-Innen betrug 2007 4,2 % oder 15 Kalendertage pro Jahr). Eine 
Berücksichtigung von Fehlzeiten empfiehlt sich nur bei Laufzeiten von 12 Monaten und länger. 

 
 

Gesamtbudget vom ------- bis……….. 

1. Teilbetrag                             € 
2. Teilbetrag                             € 
3. Teilbetrag                             € 
Gesamtsumme                             € 
 
 
Aufgestellt von:  
Datum:
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Anlage 3 zu VI b 
Bescheinigung zur Vorlage bei der/dem _______________________ (UV-Träger) 
Name und Anschrift der Einrichtung/Schulungsstätte: 

___________________________________________________________________ 

Hiermit wird bestätigt, dass Herr/Frau ________________________, geb. ________ 

an folgender/folgenden Maßnahme/unserer Einrichtung teilnimmt/teilgenommen hat: 

� Rehabilitationsvorbereitungslehrgang vom _____________ bis 
____________ 

� Qualifizierung /Weiterbildung zum 
___________________________________ vom ____________ 
bis___________ 

� Umschulung zum 
________________________________________________ vom 
_____________ bis ___________ 

� Bewerbungstraining vom _____________ bis _____________ 

� _____________________________________________________________ 

Beurteilung 
Die von Herr/Frau _________________________ 
� gezeigten Leistungen lassen einen erfolgreichen Abschluss der o. g. Maß-

nahme erwarten 
� gezeigten Leistungen lassen einen erfolgreichen Abschluss der o. g. Maß-

nahme nicht erwarten. 

� gezeigten Leistungen, lassen einen erfolgreichen Abschluss einer Qualifizie-
rung/Weiterbildung zum ____________________________ bzw. einer Bil-
dungsmaßnahme auf folgendem Anforderungsniveau zu: 
_________________________________________ 

� gezeigten Leistungen, lassen einen erfolgreichen Abschluss einer Qualifizie-
rung/Weiterbildung zum ____________________________ nicht erwarten. 
Bildungsmaßnahme kommen nur auf folgendem Anforderungsniveau in Fra-
ge: _____________________________________ 

� ____________________________________________________________ 

Ergebnis 
Herr/Frau _________________________ 
� hat die o. g. Maßnahme mit der Gesamtnote ____________ erfolgreich be-

standen.  

� hat die o. g. Maßnahme nicht bestanden.  

� hat die o. g. Maßnahme am _____________ vorzeitig abgebrochen 

� _____________________________________________________________ 

Bemerkungen 
  
Ort, Datum, Unterschrift und Stempel der Einrichtung
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VII. Textbeispiel einer förmlichen Feststellung von Pflegeleistungen i.V.m. 
einem öffentlich-rechtlichen Vertrag  
 

a. Bescheid 

Unfallversicherungsträger 

Name und Anschrift Unfallversicherungsträger 

 

Name und  
Anschrift des Berechtigten 
 

 

 

Arbeitsunfall 
 

 

 

Bescheid  

 

Sehr geehrte Frau/ sehr geehrter Herr --------------------
----, 

   

durch die Folgen des Versicherungsfalles vom -------------- haben Sie Anspruch auf 
Pflegeleistungen  

 

Begründung  

……………… 

Die Ausführung der Pflegeleistungen und die damit zusammenhängenden Rechte und 
Pflichten, werden durch den öffentlich-rechtlichen Vertrag nach §§ 53-61 SGB X über ein 
Persönliches Budget für Pflegeleistungen geregelt. 

 

 

Az.: , Name: 

-2- 

Nach unseren Feststellungen sind Sie unter Berücksichtigung der Art und Schwere des 
Gesundheitsschadens, dem Ausmaß der unfallbedingten Funktionseinschränkungen und dem Umfang der 
erforderlichen Hilfe in erheblichem Umfang für lebensnotwendige Verrichtungen auf fremde Hilfe 
angewiesen. 

Die Höhe der Pflegeleistung muss im gesetzlichen vorgeschriebenen Rahmen unter Berück-
sichtigung aller Tatumstände des Einzelfalles im Rahmen einer Ermessensentscheidung bestimmt 
werden.  

.....................(Straße) 

....................(PLZ, Ort) 

 

Ihr Ansprechpartner:  
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Gesichtspunkte die bei der Ausübung des Ermessens berücksichtigt und gewichtet wurden, sind: 

 - Die Art und Schwere des Gesundheitsschadens, insbesondere ------------------------------
------------------------------------------------------------(Aufführen der maßgeblichen 
Gesundheitsschädigungen) 

- Das Ausmaß der im Einzelfall bestehenden Funktionseinschränkungen, insbesondere 
-----------------------------------------------------------(Aufführen der maßgeblichen 
Funktionseinschränkungen 

- Die Art und der Umfang der erforderlichen Hilfe in den Bereichen der ----------------------
-------------------------------------------------------(z.B. Körperpflege, Ernährung -Vorbereitung 
der Mahlzeiten-, Mobilität und hauswirtschaftlichen Versorgung,) wo Sie in allen/ 
wesentlich/ mehreren Phasen der wiederkehrenden Verrichtungen in umfassendem/ 
überwiegendem/ häufigem/ /teilweisem, aber regelmäßigem Ausmaß auf fremde Hilfe 
angewiesen sind. Ebenso wurde--------------------------------------------------------(weitere 
Einschränkungen, weiterer Hilfebedarf) berücksichtigt. 

- Die Qualitätsüberprüfung der pflegerischen Versorgung durch -------------------------------
----------------------------(Pflegeeinrichtung) vom ------------------ 

- Die Anhaltspunkte für die Bemessung von Pflegegeld der Spitzenverbände der 
gesetzlichen Unfallversicherung, die für eine Versicherte/einen Versicherten mit 
schwersten/ erheblichen/ mittleren/ leichteren Funktionseinschränkungen durch --------
--------------------------------------------------------------(Beschreibung der 
Gesundheitsschäden, die zur Zuordnung in die maßgebliche Kategorie führen) die 
Gewährung einer Pflegeleistung in Höhe von ---- vom Hundert des 
Pflegegeldhöchstbetrages vorsehen. 

 

Die als Anlage beigefügten Erläuterungen sind Bestandteil dieses Bescheides. 

 

Dieser Bescheid ergeht aufgrund eines Beschlusses des Rentenausschusses, der 
aus Vertretern von Versicherten und Arbeitgebern besteht.



46 

 
Stand: 30.07.2008 

b. Öffentlich – rechtlicher Vertrag über ein Persönliches Budget für 
Pflegeleistungen aus der gesetzlichen Unfallversicherung 

 

 

Zwischen der/dem  

 

(UV-Träger) 

-------------------------------------------------- 

und 

(Versicherten) 

-------------------------------------------------- 

wird ein öffentlich rechtlicher Vertrag (gemäß §§ 53 – 61 SGB X) über die Ausführung der 
Pflegeleistungen gemäß § 44 SGB VII durch ein Persönliches Budget geschlossen.  

§ 1 Persönliches Budget 

Die/Der ---------- (UV-Träger) stellt der/dem Versicherten ein Persönliches Budget zur 
Verfügung um ihr/ihm die Möglichkeit zu geben, den alltäglichen und wiederkehrenden Bedarf 
an Pflegeleistungen und Betreuung in eigener Verantwortung und Gestaltung zu decken. Das 
Budget beinhaltet ausschließlich Leistungen, auf die dem Grunde nach ein Rechtsanspruch 
besteht. Das Budget ist so bemessen, dass es den festgestellten Bedarf an alltäglich 
regelmäßig wiederkehrenden und regiefähigen Leistungen unter Berücksichtigung der 
Grundsätze von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit deckt. 
 
Bei der Verwendung der Mittel steht dabei der Versicherten ein weitreichender 
Ermessungsrahmen hinsichtlich der Auswahl und Verteilung der Mittel auf die jeweiligen 
Bedarfspositionen zu. 

§ 2 Leistungen  

(1) Die/Der--------------------(UV-Träger) zahlt an den Versicherten /die Versicherte ein 
monatliches Gesamtbudget in Höhe von ---------------------  EUR. 

(2) Das Gesamtbudget ist für folgende Leistungen zweckgebunden zu verwenden: 

      Pflege, Assistenz, Maniküre und Pediküre und Pflegeverbrauchsmittel 

(Die Leistungen die hier zu einem Persönlichen Budget zusammengefasst werden sind nur 
beispielhaft) 

a) Mit Zahlung des Betrages sind alle Aufwendungen, die zu einer ordnungsgemäßen 
Sicherung der Pflege und Assistenz erforderlich sind, abgegolten. Dies sind 
insbesondere: Löhne, Gehälter einschließlich aller Lohnnebenkosten, Kosten für die 
Lohnabrechnung, Leistungen von ambulanten Pflegediensten, Fahrtkosten und sowie 
sämtliche Kosten die aus Obliegenheiten eines Arbeitgebers entstehen, einschließlich 
der hierzu notwendigen Büroausstattung und Büromaterialien.  

b) In dem Persönlichen Budget sind auch Beratungskosten des Budgetnehmers/der 
Budgetnehmerin und Kosten für Weiterbildung sowie Weiterqualifizierung der 
Pflegekräfte enthalten.  
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c) Die anteiligen Leistungen für Hauswirtschaftliche Versorgung für die Versicherte/ den 
Versicherten sind in der Pflege enthalten und somit auch durch das Persönliche 
Budget gedeckt.  

d) Rückstellungen: 
Hinsichtlich von Überschüssen aus dem Persönlichen Budget sind Rückstellungen zu 
bilden. Aus den Rückstellungen sind Ausfälle der Betreuungs- und Pflegekräfte z.B. 
bei Erkrankung, Urlaub, Fehlzeiten, etc. zu decken. 

e) Der Betrag des Persönlichen Budgets ist so bemessen, dass auch erforderliche 
Kosten für eine persönliche Assistenz für den Bereich der Teilhabe am Leben in der 
Gemeinschaft und der Teilhabe am Arbeitsleben abzudecken ist.  

f) Die Leistungen richten sich nach den gesetzlichen Bestimmungen. Sie gelten als 
qualitätsgesichert, wenn der/die Versicherte mit der Leistung zufrieden ist 
(Nutzerzufriedenheit) und das vereinbarte Ziel aus der Sicht eines objektiven Dritten 
erreicht wird (Zielerreichung). Die Qualität der Leistungen wird jährlich von der/dem ---
---------- (UV-Träger) überprüft. Bei dieser Gelegenheit erfolgt auch eine 
Bedarfsüberprüfung. 

§ 3 Rahmenbedingungen 

(1) Die Parteien vereinbaren, dass durch das festgestellte Budget der/dem Versicherten eine 
hohe Eigenbestimmung hinsichtlich Art, Zeitpunkt und Umfang der Leistungen gemäß § 2 
eingeräumt wird.  

(2) … 

(Weitere individuelle Rahmenbedingungen.) 

§ 4 Pflichten der Vertragspartner 

(1) Der/die Versicherte ist verpflichtet, das Persönliche Budget entsprechend der vereinbarten 
Leistungen gemäß § 2 dieses Vertrages zweckgebunden zu verwenden. 

(2) Der/die Versicherte meldet seinen/ihren Betrieb im eigenen Haushalt bei den zuständigen 
Sozialversicherungsträgern, dem Finanzamt, der Unfallversicherung an und sorgt für den 
ausreichenden gesetzlichen Gesundheitsschutz der Assistenten/innen. Der/die Versicherte 
schließt mit seinen/ihren Pfleger/innen und Assistenten/innen Arbeitsverträge und vereinbart 
einen entsprechenden Bruttostundenlohn. 

(3) Alle wesentlichen Änderungen im Gesundheitszustand der/des Versicherten einschließlich 
Aufnahme einer stationären Behandlung sowie in der Pflege und Assistenz sind der/dem -------
------------ (UV-Träger) umgehend schriftlich anzuzeigen.  

(4) Bei stationärer Behandlung wird die Höhe des Persönlichen Budgets unter Berücksichti-
gung des § 44 Abs. 3 SGB VII neu festgesetzt. (Zum Wortlaut des § 44 Abs. 3 SGB VII s. 
Anlage)  

(5) Der/die Versicherte ist verpflichtet, die Dienst- und Sachleistungen für die das Persönliche 
Budget erbracht wird entsprechend zu belegen: z.B. unterschriebene Stundenzettel der 
Pflegekräfte und/oder Rechnungsbelege für Verbrauchsmaterialien. 

(6) Der ------------- (UV-Träger) überprüft in der Regel mit dem von der/dem Versicherten zu 
erbringenden Nachweis nur die zweckgebundene und sachgerechte Verwendung des 
Persönlichen Budgets. Eine Bewertung des Preises etc. findet nicht statt. Dabei bezieht sich 
der Nachweis auf die Leistung, nicht auf den Preis. 
Sollte hierbei festgestellt werden, dass die tatsächlichen Kosten im Monatsdurchschnitt den 
Betrag des Persönlichen Budgets um mehr als ------ % unterschreiten, ist jeweils zum -------- 
eines Jahres eine Erstattung für das zurückliegende Jahr vorzunehmen. Dies gilt erstmalig für 
das Jahr ----------. 
Aus einem geringeren Überschuss sind, wie in § 2 beschrieben, Rückstellungen zu bilden. 
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(7) Für den Fall einer Kündigung des Vertrages durch Herrn/Frau ----------- sind die bisher 
entstandenen Kosten in geeigneter Form konkret nachzuweisen. Eine sich hieraus evtl. 
ergebende Rückzahlung ist sofort bei Beendigung des Vertrages fällig. 

(8) Der/die-------------(UV-Träger) ist verpflichtet das monatliche Gesamtbudget regelmäßig am 
Anfang des Monats auf das Konto der/des Versicherten zu überweisen.  

(9) Eine erneute Überprüfung des Persönlichen Budgets und der Pflegesituation hinsichtlich 
Qualität und Umfang findet nach einem halben Jahr und danach jährlich ab Vertragsbeginn 
statt. Weitere regelmäßige Überprüfungen behält sich der Kostenträger vor. Die 
Budgetnehmerin/der Budgetnehmer erklärt sich mit der regelmäßigen Überprüfung 
einverstanden.  

Das Persönliche Budget ist hinsichtlich Kosten- und Lohnsteigerung bzw. - senkung jährlich 
durch den/die ------------------ (UV-Träger) zu prüfen.    

§ 5 Erfüllung  

(1) Mit der Auszahlung des Persönlichen Budgets an die Versicherte/den Versicherten sind 
weitere Ansprüche der/des Versicherten in dem unter § 2 dieses Vertrages vereinbarten 
Umfang ausgeschlossen.  

(2) Wird das Persönliche Budget in einer von der/dem Versicherten zu vertretenden Weise 
nicht bestimmungsgemäß verwendet, besteht für den monatlichen Auszahlungszeitraum 
gegenüber dem/der ---------------- (UV-Träger) kein erneuter Anspruch der/des Versicherten auf 
die in § 2 dieses Vertrages vereinbarten Leistungen. 

§ 6 Laufzeit 

Der Vertrag wird zunächst für die Dauer von einem Jahr geschlossen. Er beginnt rückwirkend 
zum XX.XX.2XXX. Für die Zeit vom XX.XX.2XXX bis zum XX.XX.2XXX (3 Monate) wird eine 
Probezeit vereinbart. Der Vertrag verlängert sich nach Ablauf des Zeitraumes ohne weitere 
Erklärung um jeweils ein Jahr.  

§ 7 Kündigung  

(1) Der/Die -------------- -------------- ((UV-Träger) kann den Vertrag zum Ablauf der vereinbarten 
Laufzeit ordentlich mit einer Frist von drei Monaten kündigen. Die Versicherte kann den 
Vertrag jederzeit kündigen. In diesem Fall besteht die Nachweispflicht vgl. § 4 Abs. 5.    

(2) Die Kündigung bedarf der Schriftform. Bei Kündigung durch den/die ..........(UV-Träger) 
sind mit der Kündigung die Gründe der Kündigung anzugeben.  

(3) Der Vertrag endet mit der Notwendigkeit einer Unterbringung in einem Pflegeheim. 

§ 8 Kündigung aus wichtigem Grund 

Der Vertrag kann von dem/der -------------- (UV-Träger) aus wichtigem Grund schriftlich mit 
sofortiger Wirkung gekündigt werden. Dies ist z.B. der Fall: 

a) wenn der/die Versicherte das Persönliche Budget ganz oder teilweise 
zweckentfremdet verwendet 

b) Nachweise der Verwendung auch nach Aufforderung nicht erbracht werden 

c) die Pflege des/der Versicherten mit dem Persönlichen Budget nicht mehr 
sichergestellt ist, bzw. bei der Pflege gravierende Mängel festgestellt und nicht 
rechtzeitig beseitigt wurden und voraussichtlich auch in Zukunft nicht vermieden 
werden  

d) der/die Versicherte in seinen/ihrer Mitteilungspflicht über Veränderungen 
seines/ihres Gesundheitszustandes nicht nachkommt. 
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§ 9 Rechtsgrundlagen  

Rechtsgrundlage des vorliegenden Vertrages für die Gewährung eines Persönlichen Budgets 
ist §§ 53 – 61 SGB X i.V.m. § 26 SGB VII, § 44 SGB VII, §§ 17, 21a SGB IX in Verbindung mit 
der Budgetverordnung. 

§ 10 Nichtigkeit 

Die Nichtigkeit des Vertrages richtet sich nach § 58 SGB X. Sofern die Nichtigkeit nur einen 
Teil des Vertrages betrifft, ist dieser nur dann im Ganzen nichtig, wenn nicht anzunehmen ist, 
dass der Vertrag auch ohne den nichtigen Teil geschlossen worden wäre. Die Parteien 
verpflichten sich eine neue Regelung zu treffen, die dem Zweck der unwirksamen Regelung in 
zulässiger Weise am nächsten kommt.  

§ 11 Schriftform  

Der Vertrag wird schriftlich geschlossen. Nach § 61 Satz 2 SGB X findet auf die Schriftform 
§ 126 BGB entsprechende Anwendung. Änderungen, Ergänzungen oder Nebenabreden 
dieses Vertrages bedürfen der Schriftform. Mündlich vereinbarte Nebenabreden sind 
unwirksam.  

§ 12 Wirksamkeit  

Der Vertrag wird von dem Zeitpunkt an wirksam, an dem beide Vertragspartner die 
Unterschrift geleistet haben. 

 

 

_________________________________  ______________________________ 

Ort , Datum      Ort, Datum  

 

__________________________________  ______________________________ 

Versicherte/Versicherter bzw.                                    (UV-Träger) 
Bevollmächtigter/e             
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VIII. Vereinbarung für verkürztes Verfahren 

Az.:  

Zwischen  

-------------------------------------- (Unfallversicherungsträger) 

und 

------------------------------------- (Name des Budgetnehmers)  

wird folgende 

Vereinbarung 

getroffen: 

 

Leistungsgegenstand 

 

Im Rahmen der Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben erhält Frau/Herr xxxxx ein 
Persönliches Budget, gemäß xxx (Rechtsgrundlagen der Leistungen) i. V. m. § 17 Abs. 2 
Sozialgesetzbuch IX.  

 

Mit diesem Persönlichen Budget sollen folgende Aufwendungen zweckgebunden bestritten 
werden:  

• Anschaffung der notwendigen Schreib- und Arbeitsmaterialien,  
• Fahrtkosten zu Seminaren sowie  
• Lehr- und Lernmittel. 

Das Persönliche Budget ist so bemessen, dass es den festgestellten Bedarf für den Zeitraum 
vom xx.xx.xxxx – xx.xx.xxxx deckt. Weitere Ansprüche im oben beschriebenen 
Leistungsrahmen sind damit ausgeschlossen. 

Das Persönliche Budget beträgt für genannten Zeitraum xxx,xx EUR. 
 

Pflichten der Vertragspartner 

--------------------- (Name des Unfallversicherungsträgers) zahlt das Persönliche Budget wie 
folgt aus: 

           (individuell vereinbarter Zahlungsmodus / Bankverbindung) 

Frau/Herr ----------------------------- verpflichtet sich, das Persönliche Budget 
bestimmungsgemäß für den bezeichneten Zweck zu verwenden. Werden die Leistungen 
nicht oder nur teilweise in Anspruch genommen, besteht die Verpflichtung, diesen Betrag 
ganz oder teilweise an --------------------------------(Unfallversicherungsträger) zurück zu zahlen. 
Wird das Persönliche Budget nicht bestimmungsgemäß verwendet, besteht für den 
Gesamtanspruchszeitraum kein erneuter Anspruch auf die genannte Geldleistung.   
 
 

______________________    __________________________ 
Datum       Unterschrift (Berechtigte/r) 
 
 
______________________    __________________________ 
Datum        Unterschrift(Unfallversicherter) 


